


 
 
 

Widerstand gegen den Nationalsozialismus im Koblenzer Raum 
 
 

von Joachim Hennig 
 
 

Einleitung 
 
Durch die 60. Wiederkehr des 20. Juli 1944 hat die Erforschung des Widerstandes auch 
im heutigen Bundesland Rheinland-Pfalz neue und wichtige Impulse erhalten. Und da-
bei hat die Beschäftigung mit dem Widerstand gegen den Nationalsozialismus eine ei-
gene, wechselvolle Geschichte. Erst relativ spät und auf Anregung von Angehörigen 
des Widerstandes rückte der 20. Juli in den Mittelpunkt regelmäßiger Veranstaltungen, 
die in dem 1952/53 zum Ehrenmal umgestalteten Innenhof des Bendlerblocks in Ber-
lin-Tiergarten stattfanden. Schon klassisch sind die Veranstaltungen und die Rede des 
damaligen Bundespräsidenten Theodor Heuss zur 10. Wiederkehr des 20. Juli im Jahre 
1954.1 Zu diesen Veranstaltungen hatte übrigens – was aus rheinland-pfälzischer Sicht 
erwähnenswert ist – Bundespräsident Heuss seinen langjährigen Freund, den aus Kob-
lenz stammenden und dort lebenden Pfarrer und Widerständler Dr. Friedrich Erxleben,2 
eingeladen. Aus gesundheitlichen Gründen hatte Erxleben allerdings nicht teilnehmen 
können.3 
Seitdem gilt der 20. Juli als der Gedenktag für den deutschen Widerstand schlechthin. 
Inzwischen hat der Tag des missglückten Attentats von Oberst Claus Graf Schenk von 
Stauffenberg auf Adolf Hitler im Führerhauptquartier „Wolfschanze“ bei Rastenburg in 
Ostpreußen einen festen Platz in der Gedenkkultur der Bundesrepublik Deutschland. 
Für eine auf Humanität, Recht und Demokratie gegründete Staats- und Gesellschafts-
ordnung nach 1945 gehörte der Widerstand vom 20. Juli als Beispiel politischer Moral 
zu den wichtigsten sinnstiftenden Erinnerungen der deutschen Geschichte.4 
Eine herausragende Bedeutung in dieser Erinnerungskultur hatten die Gedenkveranstal-
tungen zum 20. Juli 2004, die – wie in den letzten Jahren – von der Bundesregierung 
zusammen mit dem Zentralverband Demokratischer Widerstandskämpfer- und Ver-

                                                           
1  Die Rede beendete Theodor Heuss mit den Worten: „Das Vermächtnis ist noch in Wirksamkeit, die Ver-

pflichtung noch nicht eingelöst“; vgl.: Theodor H e u s s , Zur 10. Wiederkehr des 20. Juli, in: Voll-
macht des Gewissens Bd. 1, 1960, S. 533-545. 

2  Vgl. zu Friedrich Erxleben unten im Text S. 414 f. sowie die Angaben bei FN 77. 
3  Dazu schreibt Friedrich Erxleben in einem Brief vom 26. August o.J. (1954) an seinen Freund Carl 

Zuckmayer: Heuss wollte mich auf seinen Flug nach Berlin vom 16. bis 20. Juli mitnehmen – er sandte 
mir Auto – das mich auf den Flugplatz Köln-Wahn bringen sollte – ich musste leider absagen – da ich 
elend beisammen war und mir außerdem an einem Dampfkochtopf die rechte Hand scheußlich verbrüht 
hatte. Archiviert in: Deutsches Literaturarchiv Marbach, Nachlass Carl Zuckmayer. 

4  So Wolfgang B e n z , in: d e r s ., Der 20. Juli 1944 und der Widerstand gegen den Nationalsozialis-
mus, 2004, S. 14. 
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folgtenorganisationen (ZDWV) und der Stiftung 20. Juli 1944 u. a. im Bendlerblock 
(heute: Stauffenbergstraße 13-14) und in der Gedenkstätte Plötzensee in Berlin ab-
gehalten wurden. Erinnert wurde dabei an den gesamten Widerstand, an den Wider-
stand in seiner Breite und in all seinen Facetten und während der ganzen zwölf Jahre 
der NS-Herrschaft. Dies machte auch Bundeskanzler Gerhard Schröder in seiner Rede 
anlässlich der Feierstunde der Bundesregierung im Ehrenhof des Bendlerblocks deut-
lich: „Wir wissen, dass der Widerstand gegen die Gewaltherrschaft nicht erst 1944 be-
gonnen hatte, als die Niederlage Hitlerdeutschlands im Krieg bereits besiegelt war. Der 
Widerstand gegen die Diktatur setzte bereits 1933 ein, als die Nationalsozialisten die 
Macht an sich gerissen hatten. Sozialdemokraten und bürgerliche Intellektuelle, Kom-
munisten und bekennende Christen, aber auch viele einzelne, die einfach nur ‚anständi-
ge’ Deutsche sein wollten, widersetzten sich. Sie versuchten, die Opposition im Unter-
grund zu organisieren oder Verfolgten zu helfen. Zehntausende von ihnen wurden in 
die Zuchthäuser und Konzentrationslager verschleppt, ins Exil getrieben oder umge-
bracht. Wer der Willkür der Gewaltherrschaft auch nur Mitmenschlichkeit entgegen-
setzte, riskierte oft genug schon sein Leben. Doch nicht alle ließen sich einschüch-
tern… Sie alle bewiesen ihren Sinn für Freiheit und Gerechtigkeit, ihre Sorge um 
Deutschlands Zukunft. Sie traten aus der Anonymität des Massengehorsams heraus. 
Auch ihres heldenhaften Widerstandes gedenken wir heute.“5 
Dieses große bundesweite Interesse an dem Widerstand hat spät, sehr spät auch den re-
gionalen und lokalen Widerstand im heutigen Rheinland-Pfalz zu einem Forschungs-
gegenstand gemacht und u. a. zu dem vorliegenden Aufsatz angeregt. Dieser ergänzt 
die inzwischen vorliegenden Arbeiten des Verf. zu Verfolgung und Widerstand im 
Koblenzer Raum.6 
Wenn in diesem Beitrag vom Widerstand im Koblenzer Raum die Rede ist, geht es hier 
um das nördliche Rheinland-Pfalz mit Ausnahme des Raumes um Trier und des Wes-
terwaldes. Diese Eingrenzung des Koblenzer Raums als das Gebiet des „alten“ Regie-
rungsbezirks Koblenz sowie als südlicher Teil der preußischen Rheinprovinz kann zu-
dem manches erklären: den Sitz der Gestapo(leit)stelle für den Regierungsbezirk Kob-
lenz in Koblenz, die Zuständigkeit des Sondergerichts Köln und (in Hochverratssa-
chen) des Oberlandesgerichts Hamm/Westf. für Koblenz7 (erst 1940 wurde in Koblenz 

                                                           
5  Zit. nach der Pressemappe des Bundesministeriums des Innern – Protokoll Inland – zu den Gedenkver-

anstaltungen der Bundesregierung zur 60. Wiederkehr des 20. Juli 1944. 
6  Vgl. vor allem: Joachim H e n n i g , Verfolgung und Widerstand in Koblenz 1933-1945. Eine Skizze, 

in: Sachor. Beiträge zur jüdischen Geschichte und zur Gedenkstättenarbeit in Rheinland-Pfalz, Ausgabe 
1/99, Heft Nr. 17, S. 50-62 (Teil 1) und Ausgabe 1/00, Heft 18, S. 5-27 (Teil 2); künftig: Verfolgung und 
Widerstand, Teil 1, bzw. Teil 2, mit entsprechender Seitenangabe.  

7  Vgl. allgemein dazu: Hans-Eckhard N i e r m a n n , Die Durchsetzung politischer und politisierter 
Strafjustiz im Dritten Reich. Ihre Entwicklung aufgezeigt am Beispiel des OLG-Bezirks Hamm, 1995 
(Band 3 der Schriftenreihe „Juristische Zeitgeschichte“ des Justizministeriums des Landes Nordrhein-
Westfalen) sowie: Heinz B o b e r a c h , Justiz und Nationalsozialismus im Rheinland, in: RheinVjbll 
1995, S. 211-229. 
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ein eigenes Sondergericht eingerichtet; das OLG Hamm blieb bis 1945 für alle – min-
der schweren – Staatsschutzsachen aus der preußischen Rheinprovinz zuständig8). In 
diesem Gebiet um Koblenz, also von Remagen und Adenau im Norden bis Oberwesel, 
Bad Kreuznach und Birkenfeld im Süden, von Cochem im Westen bis Neuwied im Os-
ten, findet man im Großen und Ganzen die Formen und Gruppen des Widerstands ge-
gen den Nationalsozialismus wieder, wie man sie aus der einschlägigen Fachliteratur9 
kennt. 
 
 

Widerstand von Kommunisten 
 
Der kommunistische Widerstand entstand auch im Koblenzer Raum aus der fundamen-
talen Gegnerschaft der Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD) zunächst zum 
„System der Weimarer Republik“ und dann speziell zur NSDAP. Er reichte bis in die 
örtliche Gliederung der KPD und zu deren Aktivisten. Beispielhaft hierfür sind die Ak-
tivitäten der Ortsgruppe Koblenz des „Rotfrontkämpferbundes“ (RFB). Dieser Bund 
war eine besondere Wehrorganisation der KPD und schon im Jahre 1929 verboten 
worden.10 Trotzdem war ihre Organisation in Koblenz erhalten geblieben; zur Tarnung 
nannte man sich „Verein der Naturfreunde“ oder auch „Moselblümchen“.11 Entspre-
chend ihrer Zielsetzung bildete sie ihre Mitglieder militärisch aus, teils in theoretischen 
Instruktionsstunden, teils in Übungen auf freiem Feld, wie auf der Karthause und auch 
bei Ehrenbreitstein. Mitglieder des RFB gehörten zu den etwa 80 Kommunisten, die 
unmittelbar nach dem Reichstagsbrand am 28. Februar und 1. März 1933 in Koblenz 
und Umgebung in „Schutzhaft“ kamen. Sie wurden zum Teil erst nach einigen Mona-
ten wieder freigelassen. Im Laufe des Jahres 1933 spürte man die Ortsgruppe des RFB 
auf. Zwölf ihrer Mitglieder wurden u. a. wegen Vorbereitung zum Hochverrat ange-
klagt und sechs von ihnen mit Urteil des Oberlandesgerichts Hamm vom 22. August 
1934 zu Gefängnisstrafen von mehr als einem Jahr verurteilt. 
Der geschichtsträchtige 28. Februar 1933 wurde auch einem anderen Koblenzer zum 
Verhängnis. An jenem Tag war der erwerbslose Arbeiter Josef Nax mit dem Fahrrad 

                                                           
8  In den Verfahren von größerer Bedeutung war das Reichsgericht bzw. der Volksgerichtshof zuständig. 
9  Vgl. grundlegend: Jürgen S c h m ä d e k e /Peter S t e i n b a c h  (Hrsg.), Der Widerstand gegen 

den Nationalsozialismus, 1994; Peter S t e i n b a c h /Johannes T u c h e l  (Hrsg.), Widerstand ge-
gen die nationalsozialistische Diktatur 1933-1945, 2004 (Schriftenreihe der Bundeszentrale für politische 
Bildung Bd. 438); Deutscher Widerstand 1933-1945 (Informationen zur politischen Bildung Nr. 243), 
Neuaufl. 2000. 

10  Vgl. zum Rotfrontkämpferbund im Rheinland allgemein: Detlev P e u k e r t , Die KPD im Wider-
stand. Verfolgung und Untergrundarbeit an Rhein und Ruhr 1933 bis 1945, 1980, S. 71-73.  

11  Die Darstellung folgt den Angaben in der Anklageschrift der Generalstaatsanwaltschaft Hamm vom 17. 
Februar 1934 und dem Urteil des Oberlandesgerichts Hamm vom 22. August 1934 gegen Peter Klein aus 
Metternich u. a. (Az.: O.J. 224/33), archiviert in: NW Staatsarchiv Münster (NW StA MS) Best. Gene-
ralstaatsanwaltschaft Hamm, 1. Instanz 1933-1945, Nr. 12037. 
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von Koblenz nach Mayen unterwegs.12 In seinem Rucksack hatte er ein Paket mit 30-
40 Druckschriften wie „Die Rote Rheinarmee“ oder „Rote Kampfmunition“, die er der 
KPD-Ortsgruppe aushändigen sollte. Ehe es dazu kam, wurde er spätabends in Mayen 
von zwei Polizisten angehalten. Nax war ihnen aufgefallen, weil er ohne Licht fuhr. 
Schnell entdeckten sie bei ihm die Zeitungen, die vor allem für eine antifaschistische 
Einheitsfront unter Führung der KPD warben. Die Parolen lauteten beispielsweise: Wir 
roten Frontkämpfer schmieden mit eiserner Faust die proletarische Einheitsfront gegen 
Faschismus und Reaktion! Kämpft mit uns! Wählt Liste 3! sowie: Her zu uns! Reichs-
bannerproleten, SPD und christliche Arbeiter! Schupokameraden! (...) Vor der gesam-
ten Arbeiterklasse, gleich ob Reichsbannerkamerad, SPD oder christliche Arbeiter  
oder Arbeiter im Waffenrock, steht dringender denn je die Schaffung der Einheitsfront. 
Hört nicht auf die Phrasen eurer Führer, sondern schließt euch mit den kommunisti-
schen Arbeitern zu Straßenselbstschutzstaffeln zusammen, kommt zu den Reserveforma-
tionen des RFB. (...) Massenkampf zum Sturz der Kapitalisten-Regierung Hitler-Papen 
ist unsere Aufgabe, dem Marsch der SA-Horden stellt den außerparlamentarischen 
Kampf der Roten Einheitsfront entgegen. (...) Kämpfende Einheitsfront gegen Hitler, 
Papen, Hugenberg bedeutet nicht nur Sturz dieses Kabinetts, sondern die Arbeiter-
schaft wird dabei nicht Halt machen, sondern wird weiter kämpfen bis zum Sturz der 
Ausbeutergesellschaft und wird auf den Trümmern derselben die Diktatur des Proleta-
riats errichten. Diese 30-40 Zeitungen, die Nax von Koblenz nach Mayen brachte, wa-
ren für das Oberlandesgericht Hamm „Vorbereitung eines hochverräterischen Unter-
nehmens“ und Anlass für eine Gefängnisstrafe von einem Jahr und zwei Monaten.  
Wohl als erster der Koblenzer KPD-Ortsgruppe wurde Jakob Newinger am 28. Februar 
1933 in seinem Haus in (Koblenz-)Metternich verhaftet und in „Schutzhaft“ genom-
men. Später berichtete er13 davon, dass an diesem Tag die Straßen wegen Karnevals 
voller Menschen waren. Als sie Newingers Verhaftung mitbekamen, protestierten sie 
dagegen und verlangten seine sofortige Freilassung. Schließlich musste sogar das Über-
fallkommando herbeigerufen werden. Es zerrte Newinger unter Protest der umstehen-
den Menschen ins Auto und brachte ihn ins Polizeigefängnis im damaligen Polizeiprä-
sidium am Kaiser-Wilhelm-Ring (heute: Friedrich-Ebert-Ring). Immer mehr Kommu-
nisten wurden verhaftet. Bald waren die Zellen im Polizeipräsidium so überfüllt, dass 
man die Inhaftierten ins Koblenzer Stadtgefängnis in der Karmeliterstraße brachte. 
Auch dort gab es bald keinen Platz mehr. 
 

                                                           
12  Vgl. dazu das Verfahren vor dem Oberlandesgericht Hamm gegen Josef Nax, das zur Anklageschrift der 

Generalstaatsanwaltschaft Hamm vom 15. August 1933 und zum Urteil des Oberlandesgerichts Hamm 
vom 9. Dezember 1933 (Az.: O.J. 245/33) führte, NW StA MS Best. Generalstaatsanwaltschaft Hamm, 
1. Instanz 1933-1945, Nr. 12168.   

13  Dazu und zur Biografie Jakob Newingers insgesamt dessen 1969 niedergeschriebene Autobiografie, Eine 
Geschichte meines Lebens (masch., im Privatbesitz), hier: S. 28 f. 
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Abb. 1: Der Koblenzer Kommunist Jakob Newinger  
(Foto: privat, aus den 1950er Jahren) 

 
Nach und nach wurden Festgenommene entlassen. Es kamen aber auch immer wieder 
neue „Schutzhäftlinge“ hinzu – vor allem im Juli 1933 im Zusammenhang mit einer 
vom Geheimen Staatspolizeiamt in Berlin für ganz Preußen angeordneten umfangrei-
chen Razzia auf Kommunisten. Eine beträchtliche Zahl von ihnen – schätzungsweise 
40 „Schutzhäftlinge“14 – wurde dann im August 1933 in das Konzentrationslager Es-
terwegen im Emsland verschleppt; sie hatten dort unter dem Koblenzer Sturmführer 
Emil Faust zu leiden.15 Die meisten von ihnen kamen wohl Ende 1933 frei.  
Die Nazis standen bei ihren Festnahmen und zum Teil mehrmonatigen Inhaftierungen 
der Kommunisten unter Erfolgsdruck. So erklärt sich nicht nur, dass – wie Jakob Ne-
winger berichtet16 – Spitzel und Agenten in die Zellen der Kommunisten gelegt wur-
den, sondern auch der Versuch, die Kommunisten wegen allgemeinen Delikten zu kri-
minalisieren. Eine Methode war, ihnen Sprengstoffverbrechen anzuhängen. Newinger 
machte die Gestapo einen solchen Vorwurf und bot gegen ihn sogar einen angeblichen 

                                                           
14  Die Verhältnisse in Koblenz, der Transport in die Emslandlager und die Situation dort werden dargestellt 

in dem Urteil des Schwurgerichts des Landgerichts Oldenburg gegen Emil Faust aus dem Jahr 1950, das 
Urteil ist abgedruckt in: Erich K o s t h o r s t /Bernd W a l t e r , Konzentrations- und Strafgefange-
nenlager im Emsland 1933-1945, 1985, S. 70-79; vgl. auch Joachim H e n n i g , Verfolgung und Wi-
derstand, Teil 1, S. 51 f.; einer der Häftlinge war der Koblenzer Buchhändler und KPD-Stadtverordnete 
Richard Christ; vgl. zu diesem: Joachim H e n n i g , „Wir sind die Moorsoldaten...“, in: Rhein-Zeitung 
– Ausgabe Koblenz – vom 11. November 2000.  

15  Faust wird unter seinem Namen eingehend beschrieben in dem autobiografischen Roman des in den 
Emslandlagern inhaftierten China-Experten, Sozialwissenschaftlers und Kommunisten Wittfogel (Karl 
August W i t t f o g e l , Staatliches Konzentrationslager VII. Eine „Erziehungsanstalt“ im Dritten 
Reich, 1991) sowie: Joachim H e n n i g , Verfolgung und Widerstand, Teil 1, S. 51 f. 

16  Vgl. „Eine Geschichte meines Lebens“, (Anm. 13), S. 28. 
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Zeugen auf. Ein Geständnis konnte man ihm aber nicht abpressen, obwohl die Verhör-
beamten eine Pistole an seinen Kopf hielten.17  
Während Newinger alles abstritt, blieb ein solcher Vorwurf an Peter Beicht aus wel-
chen Gründen auch immer hängen.18 Er hatte nach seinen Angaben im Jahre 1932 in 
eine Mineralwasserflasche den Inhalt von sechs Patronen getan und sie dann in seinem 
Garten vergraben. In der Angst, ebenfalls verhaftet zu werden, hatte er am 1. März 
1933 die Flasche Freunden aus (Koblenz-)Lay mitgegeben. Diese wussten damit nichts 
anzufangen und warfen sie kurz darauf ungeöffnet in die Mosel. Später meinte ein 
Sachverständiger, dass mit der Flasche vielleicht nur eine Tür hätte gesprengt werden 
können. Dessen ungeachtet wertete der Volksgerichtshof dies als Vorbereitung eines 
hochverräterischen Unternehmens und verurteilte Beicht zu einer Zuchthausstrafe von 
zwei Jahren. Die Layer Freunde von Beicht kamen dadurch ebenfalls in das Blickfeld 
von Polizei und Justiz. Einige von ihnen hatten im Sommer 1932 in Lay den „Kampf-
bund gegen den Faschismus“ gegründet und junge Leute für den Eintritt in die KPD zu 
werben gesucht. Ihr Kopf war Wilhelm Rott. In seinem Haus trafen sich oft Koblenzer 
KPD-Funktionäre, deshalb nannte man es auch „Klein Russland“. Der Volksgerichts-
hof verurteilte daraufhin in seinem Urteil vom 14. August 193419 Beicht und fünf sei-
ner Layer Freunde zu insgesamt 6 ½ Jahren Zuchthaus sowie neun Monaten Gefängnis. 
Auch anderenorts wurden Kommunisten in „Schutzhaft“ genommen, etwa im Kreis 
Neuwied insgesamt mindestens 16 Personen.20 Im Kreis Ahrweiler kam der frühere 
Kreisleiter der KPD Eduard Martini am 3. April 1933 in „Schutzhaft“, zunächst ins Po-
lizeigefängnis und später ins Konzentrationslager Sonnenburg bei Küstrin in der Neu-
mark. Am 24. September 1933 kehrte er aus dem KZ nach Ahrweiler zurück. Der Poli-
zeibericht hierüber teilte mit, dass seine Frau und mehrere Kommunisten, die zurzeit 
noch aus der Schutzhaft beurlaubt sind, ihn in einer offenen Demonstration herzlich 
empfingen.21  
Damit war die Organisation der KPD vor Ort in Koblenz und auch an anderen Orten 
des Unterbezirks Koblenz fürs erste zerschlagen. Viele Funktionäre und auch Mitglie-
der der verbotenen KPD waren in Haft oder untergetaucht oder ins westliche Ausland, 
ins Saargebiet und später nach Frankreich oder Belgien geflohen. Die Massenverhaf-
tungen im Zuge des Reichstagsbrandes trafen den ohnehin schwachen Bezirk insge-

                                                           
17  Vgl. „Eine Geschichte meines Lebens“, (Anm. 13), S. 29 f. 
18  Die Darstellung folgt den Angaben in der Anklageschrift des Oberreichsanwalts vom 20. April 1934 und 

dem Urteil des Volksgerichtshofs vom 14. August 1934 gegen Wilhelm Rott aus Lay u. a. (Az.: 15 J. 
734/33), BA Best. R 3017, Nr. 15 J. 734/33.   

19  A.a.O. (Anm. 18). 
20  Vgl. Joachim H e n n i g , Vor 70 Jahren: Hochverrat in Neuwied?, in: HeimatJbLkrsNeuwied, 2004, S. 

286-305 (hier: S. 289). 
21  Schreiben des Bürgermeisters von Ahrweiler vom 24. September 1933 an den Landrat in Ahrweiler, 

Landeshauptarchiv Koblenz (LHA Ko) Best. 441, Nr. 21782, Bl. 793 - kleiner Vorgang dazu: Bl. 785-
796; vgl. zur Biografie von Eduard Martini im Übrigen: Günter B e r s , Eine Regionalgliederung der 
KPD. Der Bezirk Mittelrhein und seine Parteitage in den Jahren 1927/29, 1981, S. 163 f. 
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samt und auch die einzelnen Kommunisten in den kleineren Städten und auf dem Land 
besonders schwer, waren diese doch nur eine Minderheit und in der Regel stadt- und 
ortsbekannt.22 Für den Unterbezirk Koblenz schätzte man, dass 20% bis 50% der Mit-
glieder in Haft waren. Zudem wurde der bisherige Pol. Leiter (Politischer Leiter) des 
Bezirks, Bernhard Bästlein, wegen interner Spannungen abgelöst und kurz darauf ver-
haftet. Zu diesem Zeitpunkt waren „bereits drei Garnituren von Oberinstrukteuren (...) 
durch die Verhaftungen verloren“ gegangen. Das hatte sicherlich seinen Grund auch 
darin, dass sich unter den Leitern des Bezirks ein Spitzel befunden haben soll.23  
Die Leitung der KPD bemühte sich trotz dieser Schwierigkeiten und Rückschläge er-
neut, die Organisation wieder aufzubauen. Der Wiederaufbau des Unterbezirks Kob-
lenz wurde von Neuwied aus organisiert, dort – und nicht mehr in Koblenz – sollte der 
Unterbezirk auch seinen Sitz haben.24 Um Pfingsten 1933 suchte ein gewisser Schmidt 
aus Köln, der als Organisationsleiter für den Vertrieb der illegalen Schriften zuständig 
war, eine Frau in Neuwied auf, deren Ehemann sich seit März 1933 in „Schutzhaft“ be-
fand. Über sie versuchte er Kontakt zu anderen Kommunisten vor Ort herzustellen. 
Dies gelang ebenso wie auch eine Reorganisation der Ortsgruppen in Neuwied und 
Umgebung. Allerdings war die rührige Polizei in Neuwied schon bald auf die Aktivitä-
ten aufmerksam geworden. Man ließ sie noch einige Zeit gewähren, bis man dann am 
25. Juli 1933 im Zuge einer umfangreichen Razzia gegen Kommunisten in Preußen 
auch in Neuwied zuschlug. Wegen Vorbereitung eines hochverräterischen Unterneh-
mens wurden 27 oder 28 Personen angeklagt. Das damals für Neuwied noch zuständige 
Oberlandesgericht Kassel bestrafte 21 von ihnen wegen des kaum zwei Monate wäh-
renden Diskutierens miteinander, des Verteilens von illegalen Zeitschriften und des 
Sammelns von Mitgliedsbeiträgen für die verbotene KPD zu insgesamt 15 Jahren Ge-
fängnis sowie 16 Jahren und sechs Monate Zuchthaus, insgesamt also 31 Jahre und 
sechs Monate Freiheitsentzug.25 
Auch anderenorts versuchten die Kommunisten ihre Organisation wieder aufzubauen. 
Bekannt ist dies für die Koblenzer Altstadt im Häuserblock Görgenstrasse/ Balduin-
straße/Pfuhlgasse. Während sie sich unmittelbar nach der „Machtergreifung“ der Nazis 

                                                           
22  Vgl. dazu auch den Bericht des Regierungspräsidenten in Koblenz an das Geheime Staatspolizeiamt vom 

21. Juli 1933 (LHA Ko Best. 441, Nr. 21782, S. 689), in dem es u. a. heißt: Das scharfe Vorgehen gegen 
die KPD hat in den Kreisen mit vorwiegend ländlicher Bevölkerung zunächst jede Art der Propaganda-
tätigkeit lahmgelegt. Die Inhaftierung der wenigen Leute, die als Führungspersönlichkeiten angesehen 
werden konnten, hat hier vielfach schon genügt, um die dem Bauernstand entstammenden Mitglieder vor 
weiterer Betätigung abzuschrecken.  

23  Vgl. Detlev P e u k e r t , a.a.O. (Anm. 10), S. 102 f. sowie: Karl M e w i s , Im Auftrag der Partei. 
Erlebnisse im Kampf gegen die faschistische Diktatur, 1971, S. 17.  

24  Vgl. dazu und zum Folgenden im Einzelnen: Joachim H e n n i g , Vor 70 Jahren: Hochverrat in Neu-
wied?, a.a.O. (Anm. 20), S. 294 ff. 

25  Urteil des Oberlandesgerichts Kassel vom 23. September 1933 (Az.: O.J. 104/33), Hessisches Staatsar-
chiv Marburg (Hess. StA MR) Best. 251, Acc. 1985/34 Nr. 980 sowie auch: Joachim H e n n i g , Vor 
70 Jahren: Hochverrat in Neuwied?, a.a.O. (Anm. 20), S. 298 ff. 
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„sehr zurückgehalten“ haben sollen, wurden sie im August oder September 1933 für 
die Polizei erkennbar aktiv. Wie diese durch einen Spitzel erfuhr, trafen sich dort 
wohnhafte Kommunisten als Skatclub getarnt zu geheimen Zusammenkünften in einem 
Haus in der Balduinstraße. Sie verteilten unter sich Flugblätter, erhoben auf der Straße 
die Faust zum Gruß und sagten sich „Heil Moskau“. Am frühen Morgen des 15. Sep-
tember 1933 wurden dann 11 Personen, darunter eine Frau, festgenommen. Unter dem 
Vorwurf „Vorbereitung zum Hochverrat“ erging gegen acht von ihnen Haftbefehl.26 
Gegen drei, u. a. gegen den Arbeiter Franz Wolf, erhob die Generalstaatsanwaltschaft 
Hamm unter dem 15. Februar 1934 Anklage wegen Vorbereitung eines hochverräteri-
schen Unternehmens und wegen Beleidigung. Man legte ihnen zur Last, Handzettel 
verteilt und andere Personen, vermutlich ebenfalls Kommunisten, getroffen zu haben. 
Dabei hätten sie den Gruß „Heil Moskau“ verwendet und ihnen als Nationalsozialisten 
bekannten Personen wiederholt zugerufen: „Wir leben noch und werden uns schon 
noch an euch Bluthunden rächen!“ sowie „Du Faschistenhund, kommst auch bald 
dran!“ In dem provozierenden Verhalten auf der Straße und den Zurufen sah die An-
klagebehörde den Versuch, die kommunistische Idee zu propagieren und die Gegner 
des Kommunismus einzuschüchtern. Weiter wurde angenommen, dass sie durch ihr 
regelmäßiges Zusammenkommen und durch die Rufe ‚Heil Moskau’ und ‚Wir leben 
noch’ den Zusammenhalt der KPD aufrecht zu erhalten versucht (haben).27 Der Aus-
gang des Verfahrens ist dem Verf. nicht bekannt. 
Nicht wenige Kommunisten waren nach ihrer Entlassung aus der „Schutzhaft“ wieder 
für die illegale KPD aktiv. Jakob Newinger etwa hielt zu ihm gut bekannten Genossen 
weiterhin Kontakt. Es waren aber nur lose Sympathiegruppen, die nicht in einer fest ge-
fügten Organisation zusammen gefasst waren. Dies missfiel der Auslandsleitung der 
KPD in Amsterdam, und sie drängte auf eine erneute Reorganisation im Bereich Mit-
telrhein.28 Die Weichen hierfür wurden im Mai 1935 in Amsterdam gestellt, als ein so 
genannter Pol. Leiter vom Niederrhein namens Hans Breuer dort mit dem Pol. Leiter 
des Bezirks Mittelrhein (das war Karl Mewis, der den Decknamen „Köbes“ hatte29) be-
kannt wurde und dieser ihn zum Pol. Leiter des Unterbezirks Koblenz ernannte. Breuer 
versuchte seinen Unterbezirk neu zu gliedern, hatte aber wenig Erfolg, zumal der Be-
zirksleiter Mewis/„Köbes“ dann flüchtig war und er – Breuer – keinen Kontakt zum 
Bezirk mehr hatte. Wieder reiste er nach Amsterdam und kehrte dann wieder kurz nach 
                                                           
26  Vgl. das Schreiben des Polizeipräsidenten in Koblenz vom 27. September 1933 an den Regierungspräsi-

denten in Koblenz, LHA Ko Best. 441, Nr. 21782, Bl. 817 und den anliegenden Bericht vom 15. Sep-
tember 1933. 

27  Vgl. die Anklageschrift der Generalstaatsanwaltschaft Hamm vom 15. Februar 1934 (Az.: O.J. 728/33), 
NW StA MS Best. Generalstaatsanwaltschaft Hamm 1. Instanz 1933-1945, Nr. 14372. 

28  Die weitere Darstellung folgt den Angaben in der Anklageschrift der Generalstaatsanwaltschaft Hamm 
vom 29. Juli 1936 betr. Johann Wagner aus Koblenz-Lützel u. a. (Az.: 6 O.Js. 656/35), NW StA MS 
Best. Generalstaatsanwaltschaft Hamm 1. Instanz 1933-1945, Nr. 8363 sowie dem Urteil des Volksge-
richtshofs vom 22. Februar 1937 gegen Hans Breuer (Az.: 9 J. 907/35), BA Best. NJ 12621. 

29  Vgl. dazu: Karl M e w i s , Im Auftrag der Partei, a.a.O. (Anm. 23), S. 21 f. 
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Koblenz zurück, um mit seinem Stellvertreter Johann Wagner, der mit den Koblenzer 
Verhältnissen besser vertraut war, erneut nach Amsterdam zu fahren.  
Der Bericht der beiden führte zur Ablösung Breuers. Sein Nachfolger wurde wahr-
scheinlich Ludwig Vorberg. Er traf Ende September 1935 in Koblenz ein. Über eine 
erste Kontaktaufnahme kam er aber nicht hinaus. Zwei frühere Kommunisten, die die 
Gestapo als Spitzel gewonnen hatte, lösten eine neue Verhaftungswelle aus, der insge-
samt mehr als 40 Personen zum Opfer fielen. Der Instrukteur Vorberg wurde wegen 
Vorbereitung zum Hochverrat vom Oberlandesgericht Hamm in einem gesonderten 
Verfahren zu zehn Jahren Zuchthaus verurteilt. 21 Kommunisten aus Koblenz und 
Umgebung kamen in einem Massenprozess ebenfalls vor den Strafsenat in Hamm. 20 
von ihnen wurden wegen Vorbereitung eines hochverräterischen Unternehmens zu ins-
gesamt 47 Jahren und drei Monaten Zuchthaus sowie zu vier Jahren Gefängnis verur-
teilt.30 
Nach diesen Verhaftungen war der Kontakt der Zentrale zu Koblenz abgerissen. Des-
halb beauftragte sie Breuer erneut mit der Reorganisation. Dazu wurde der bisherige 
Unterbezirk Koblenz zu einem selbstständigen Bezirk erhoben, er sollte den unteren 
Westerwald und das linksrheinische Gebiet bis Bad Kreuznach und Trier umfassen. 
Breuer wurde Leiter dieses Bezirks. Bei seiner Rückkehr nach Koblenz am 7. Februar 
1936 fand er aber keine Verbindungen mehr vor. Alle seine früheren Mitarbeiter waren 
in Haft. Sechs Wochen später, am 21. März 1936, wurde er ebenfalls festgenommen. 
Bei ihm fand man mehrere Schriften und Flugblätter, u. a. eines, das sich wie folgt mit 
den bevorstehenden Vertrauensratswahlen befasste: „Indem wir diese vorgeschlagenen 
Nazi-Repräsentanten einmütig ablehnen, demonstrieren wir vor der Arbeiterschaft der 
ganzen Welt, dass wir uns gegen das blutige Naziregime, gegen seine Kolonial- und 
Kriegspolitik, gegen Lohnraub und Antreiberei, für Fett und Arbeit, für Butter statt Ka-
nonen, für höhere Löhne, bessere Nahrungsmittelversorgung und freiheitliche Rechte, 
für ein freies, sozialistisches Deutschland, entscheiden.“ – Ein Jahr später wurde Breuer 
vom Volksgerichtshof zu lebenslangem Zuchthaus und Verlust der bürgerlichen Ehren-
rechte auf Lebenszeit verurteilt.31 
Zwei Kommunisten aus der Umgebung von Koblenz müssen noch erwähnt werden, 
weil sie ein besonderes Schicksal erlebt und erlitten haben. Der eine ist der auf der Rie-
dermühle bei Mayen geborene Peter Lamberz.32 Schon im Ersten Weltkrieg wurde er 
wegen „militärischen Ungehorsams“ zu drei Jahren Festungshaft verurteilt. 1920 trat er 
in die KPD ein, war seit 1925 Mitglied der Kreisleitung Mayen und seit 1929 Unterbe-

                                                           
30  Das Urteil des Oberlandesgerichts Hamm vom 14. November 1936 (Az.: 6 O.Js. 656/35) ist nur noch in 

seinem Eingang (Rubrum) erhalten, NW StA MS Best. Generalstaatsanwaltschaft Hamm 1. Instanz 
1933-1945, Nr. 8364. 

31  Urteil vom 22. Februar 1937 (Az.: 9 J. 907/35), BA Best. NJ 12621. 
32  Für Informationen hierzu wie auch generell zu anderen Kommunisten und ihrem Widerstand danke ich 

Herrn Hermann W. Morweiser, Ludwigshafen und seinem (privaten) Antifa-Archiv. 
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zirkssekretär im Bezirk Mittelrhein. Nach der Machtübernahme durch die Nazis wurde 
er in Mayen und Koblenz in „Schutzhaft“ genommen und ins Konzentrationslager 
Sonnenberg gebracht. Nach seiner Entlassung im Januar 1934 war er weiter für die il-
legale KPD aktiv und wurde mit Urteil des Oberlandesgerichts Hamm vom 18. Februar 
1935 zu einem Jahr und neun Monaten Zuchthaus verurteilt. Als „fanatischer“ Kom-
munist kam er nach der Verbüßung der Haft im Zuchthaus Waldheim nicht frei, son-
dern wurde weiter in „Schutzhaft“ gehalten, erst im KZ Esterwegen, dann in Sachsen-
hausen und schließlich in Buchenwald. 1943 zog man ihn zwangsweise ins Strafbatail-
lon 999 ein. An die Ostfront verlegt, gelang ihm im Januar 1944 die Flucht über den 
Dnepr. Unter dem Feuerschutz sowjetischer Soldaten konnte er trotz einer Fußverlet-
zung, trotz Minenfeld und Stacheldrahtverhau die sowjetische Seite erreichen.33 Sechs 
Tage später verurteilte ihn das deutsche Feldgericht in Abwesenheit zum Tode. Nach-
dem er gesundheitlich wieder hergestellt war, wurde er Mitglied des „Nationalkomitees 
Freies Deutschland“ (NKFD) und nahm auf russischer Seite am Krieg teil. Nach 
Kriegsende ging er in die SBZ und beteiligte sich in verantwortlichen Positionen des 
Staates, in der SED und in der Wirtschaft am Aufbau der DDR. Nach langer Krankheit 
starb Peter Lamberz am 2. August 1968. 
Der andere ist der Reichstagsabgeordnete Nikolaus (Klaus) Thielen,34 1901 in St. Se-
bastian bei Koblenz geboren. Bald zog er nach Vallendar um und war Ende der 1920er 
Jahre Mitglied des Kreistages von Koblenz-Land, dann Unterbezirkssekretär der KPD 
in Koblenz, Reichstagsabgeordneter sowie Bezirksinstrukteur des Bezirks Koblenz-
Trier-Eifel. Der Verhaftungswelle nach dem Reichstagsbrand konnte er sich durch die 
Flucht ins Saargebiet entziehen. Es gehörte (noch) nicht zum Deutschen Reich; für die 
Saar galt das „Saarstatut“ und sie unterstand dem Völkerbund – bis zu dem schon da-
mals vorgesehenen Termin für eine Volksabstimmung.35 Thielen musste dann aber im 
Auftrag der Partei 1934 ins Deutsche Reich zurück. Schon einen Tag nach seiner An-
kunft in Berlin wurde er mit drei anderen bei einem illegalen Treffen verhaftet. Im Jah-
re 1935 verurteilte ihn der Volksgerichtshof wegen Vorbereitung eines hochverräteri-
schen Unternehmens zu 15 Jahren Zuchthaus sowie zehn Jahren Ehrverlust.36 Die Stra-
fe verbüßte Thielen im Zuchthaus Siegburg. Die letzte Station seines Lebens erreichte 
er am 18. November 1943, als er aus dem Zuchthaus ins Konzentrationslager Mauthau-
sen in Österreich verschleppt wurde. Viele Häftlinge dort hatten den Vermerk „R. u.“ 
                                                           
33  Vgl. zu dieser spektakulären Aktion: Hans-Peter K l a u s c h , Die Geschichte der Bewährungsbatail-

lone 999 unter besonderer Berücksichtigung des antifaschistischen Widerstandes, 1987, S. 486 ff. 
34  Vgl. zu ihm Ernst G r e v e , Der Reichstagsabgeordnete Nikolaus Thielen (masch., nicht veröffent-

licht) sowie: Joachim H e n n i g , Der Auftrag: Für die Partei in den Tod. Artikel in der Rhein-Zeitung 
– Ausgabe Koblenz – vom 15. November 2001.  

35  Das Saargebiet war damals andererseits auch wichtig für das illegale Einschleusen von Zeitungen und 
Flugschriften in den südwestdeutschen Raum; vgl. dazu auch: Manfred W o l f , Haftbefehl gegen Ho-
necker, in: JbwestdtLG Bd. 16, 1990, S. 399-404. 

36  Urteil des Volksgerichtshof vom 2. Juli 1935 (Az.: 17 J. 454/34), BA Best. R 3017 ORA/VGH, Nr. 17 J. 
454/34.  



 Widerstand im Koblenzer Raum 391 
______________________________________________________________________ 
 
(„Rückkehr unerwünscht“), wurden oft in der Strafkompanie zum Tragen von Stein-
blöcken eingesetzt und dabei entweder erschlagen oder „auf der Flucht“ erschossen. 
Klaus Thielens Tod ist ungeklärt. Nach Angaben des KZ soll er am 6. Januar 1944 an-
geblich an akuter Herzschwäche gestorben sein.37 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 2: Der Reichstagsabgeordnete Klaus Thielen (KPD) aus Vallendar/Rhein 
(Foto: privat, um 1930) 

 
Schon seit Juli 1933 meldeten die Landräte des Regierungsbezirks und der Regierungs-
präsident dann weiter an den Oberpräsidenten, dass sie den kommunistischen Wider-
stand kontrollierten bzw. gebrochen hätten. So heißt es beispielsweise in dem Bericht 
des Landrats in Bad Kreuznach vom 12. Juli 1933 an den Regierungspräsidenten in 
Koblenz: Die Polizeiverwaltungen des Kreises und die mir unterstellten Landjägerei-
beamten sind von mir wiederholt darauf hingewiesen worden, dass die polizeilichen 
Abwehrmaßnahmen gegen erneute kommunistische Organisations- und Propaganda-
versuche keinen Augenblick nachlassen dürfen. (...) Durch die polizeilichen Maßnah-
men, die weitgehendst von den nationalen Verbänden, insbesondere von der NSDAP 
und von der Hilfspolizei unterstützt werden, sind bisher Ansätze zur Wiederbelebung 
der kommunistischen Partei im Keime erstickt worden. Noch am 26.v.Mts wurden 9 
Kommunisten in Schutzhaft genommen wegen Verdachts der Herstellung und Verbrei-
tung von Flugblättern. Nach langer Zeit wurde in der Nacht vom 24. zum 25. Juni 
ds.Js. in Bad Kreuznach ein kommunistisches Flugblatt vertrieben.38 

                                                           
37  Seit einigen Jahren ist in Vallendar eine Straße nach Nikolaus Thielen benannt. 
38  LHA Ko Best. 441, Nr. 21782, Bl. 673 f. 
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Trotz der Massenverhaftungen gab es noch Kommunisten in der Region Koblenz, die 
sich immer wieder in kleinen Gruppen trafen und dann auch von Instrukteuren angelei-
tet wurden. Mitte der 1930er Jahre setzte sich aber bei der KPD-Führung im Ausland 
die Erkenntnis durch, dass die bisherige Form des Widerstandes nicht zum Ziel geführt 
hat und auch nicht zum Ziel führen würde. Zu hoch waren die Verluste unter den Funk-
tionären und den Mitgliedern, nicht selten hatten Spitzel und „agents provocateurs“ die 
Organisationen und die Aktivisten verraten. Außerdem erkannte man, dass die Ein-
schätzung, Hitler werde sich nur kurze Zeit an der Regierung halten und dann von den 
anderen reaktionären Kräften und dem Großkapital fallen gelassen und/oder dem „mas-
senweisen“ Widerstand der KPD weichen müssen, nicht zutreffend war. Vor diesem 
Hintergrund fand im Juli und August 1935 in Moskau der VII. Weltkongress der 
Kommunistischen Internationale (Komintern) statt, der die Politik der Einheits- und 
Volksfront für alle Sektionen verbindlich festlegte. Die alsbald Anfang Oktober 1935 
ebenfalls in Moskau tagenden Vertreter der KPD – aus Tarnungsgründen nannte man 
dies die „Brüsseler Konferenz“ – übernahmen diesen Kurs. Sie verwarfen die These, 
die SPD sei „Hauptfeind“, sei „sozialfaschistisch“; auch hoben sie den Gegensatz zwi-
schen Demokratie und Faschismus hervor. Dieser Kurswechsel zeigte sich auch vor Ort 
in Koblenz. Die darauf folgenden Aktivitäten machten zugleich deutlich, dass selbst 
nach Jahren der Verfolgung die Kommunisten hier nicht „tot“ waren, sondern weiter-
hin entschiedenen Widerstand leisteten. Das ergibt sich aus einem Verfahren vor dem 
Volksgerichtshof, der am 10. Juni 1938 den Hauptangeklagten Georg Seidenfuß aus 
Koblenz zu acht Jahren Zuchthaus und eine Frau namens Viktoria Reinemuth aus  
Oberfell zu zwei Jahren Gefängnis verurteilt hat; der Ehemann Reinemuth, Philipp Rei-
nemuth, wurde in diesem Verfahren wegen einer „schweren Erkrankung“ nicht abgeur-
teilt.39  
Philipp Reinemuth war seit 1932 Mitglied der KPD und galt den Nazis „seit langem als 
überzeugter und eifriger Kommunist“. Nach dem Reichstagsbrand war er in „Schutz-
haft“ gebracht und erst im September 1933 entlassen worden. Mitte der 1930er Jahre 
unterhielt er persönliche Kontakte zu Mitgliedern des Kommunistischen Zentralkomi-
tees (ZK) in Brüssel. Diese schalteten ihn ein, um zu klären, ob die ehemaligen SPD-
Funktionäre Friedrich Jung in Rodenbach bei Neuwied und Johann Dötsch in (Kob-
lenz-)Metternich bereit seien, illegal mit ihnen zusammen zu arbeiten. Reinemuth sollte 
sich Dötsch gegenüber auf den ehemaligen SPD-Funktionär und Reichstagsabgeordne-
ten Emil Kirschmann, der inzwischen emigriert und Grenzsekretär der SOPADE („So-
zialdemokratische Partei Deutschlands“ – die Bezeichnung des SPD-Parteivorstands im 
Exil) für das westliche Süddeutschland war, berufen. 

                                                           
39  Anklageschrift des Oberreichsanwalts beim Volksgerichtshof vom 28. März 1938 und Urteil des Volks-

gerichtshofs vom 10. Juni 1938 (Az.: 9 J. 684/37), BA Best. VGH/Z S 85. Die Darstellung folgt der 
Sachverhaltsschilderung in der Anklageschrift und dem Urteil.  



 Widerstand im Koblenzer Raum 393 
______________________________________________________________________ 
 
Den Auftrag des ZK führte Reinemuth nicht selbst aus, sondern beauftragte seinerseits 
den Hausmeister Georg Seidenfuß. Dieser fuhr mit dem Fahrrad nach Rodenbach, traf 
dort aber nur den Sohn Friedrich Jungs an. Diesem erklärte er sein Anliegen und warb 
dafür, dass sich alle Arbeiter auf die Seite der Gegenrevolution stellten. Dabei gehe es 
– so Seidenfuß – zunächst darum, die Belegschaft in den Rasselsteinwerken, in denen 
Friedrich Jung seinerzeit arbeitete, auszuhorchen und festzustellen, ob sie zur Mitwir-
kung bereit sei. Jung jun. wies dieses Anliegen mit Entrüstung zurück und drohte mit 
einer Anzeige, die dann auch von Jung sen. erstattet wurde. Nicht viel besser erging es 
Seidenfuß, als er am 11. September 1937 bei Dötschs in Metternich vorbeifuhr. Er traf 
Johann Dötsch, den er persönlich nicht kannte, in seinem Obstgarten an. Als sich Sei-
denfuß ihm gegenüber auf Emil Kirschmann berief, blockte Dötsch – wie er später ge-
genüber der Polizei aussagte – gleich ab: Mit Leuten, die aus persönlichen Gründen ins 
Ausland geflohen seien, wolle er nichts zu tun haben. In Deutschland sei eine völlige 
politische Umwälzung vor sich gegangen; in den neuen Staat habe er sich sehr gut ein-
gefunden und er müsse es grundsätzlich ablehnen, sich für irgendwelche staatsfeindli-
chen Bestrebungen zur Verfügung zu stellen. 
Der Hausmeister Georg Seidenfuß war im Übrigen eine schillernde Person. Seit 1931 
war er Mitglied der NSDAP und auch der SA. Warum und wann er Unterstützer der il-
legalen Aktionen für die Kommunisten wurde, ist nicht bekannt. Jedenfalls unternahm 
Seidenfuß im Auftrag von Philipp Reinemuth nicht nur die beiden Anwerbeversuche 
bei den SPD-Funktionären Jung und Dötsch, sondern belieferte Reinemuth auch mit 
Schriftstücken, die er bei der Gauverwaltung der DAF, vornehmlich aus Papierkörben, 
sammelte. Vermutlich mit von Seidenfuß entwendeten Briefköpfen und mit internen, 
von ihm beschafften Informationen entstanden dann Flugblätter der KPD und Berichte 
in französischen Emigrantenzeitungen. Obwohl ihm der Kontakt mit diesen Publikatio-
nen nicht nachgewiesen werden konnte, wurde Georg Seidenfuß für die gescheiterte 
Kontaktaufnahme zu den beiden ehemaligen SPD-Funktionären und seinen Funden in 
den Papierkörben der DAF wegen Vorbereitung eines hochverräterischen Unterneh-
mens unter erschwerenden Umständen zu acht Jahren Zuchthaus und acht Jahren Ehr-
verlust verurteilt. 
Einige Jahre später gab es einen anderen Widerstand von Kommunisten, die zuvor be-
reits mehrere Jahre lang Haft in verschiedenen Gefängnissen, Zuchthäusern und Kon-
zentrationslagern erlitten hatten und denen dann noch ein schreckliches Schicksal be-
vorstand. Wegen dieser Verfolgung und weil mit Beginn des Zweiten Weltkrieges der 
Widerstand und die Verfolgung von Kommunisten eine andere Qualität erhielten, war 
ihr Widerstand ein anderer. Es war der „Widerstand auf kleiner Flamme“ (Peukert), der 
den jahrelang Verfolgten oft nur noch übrig blieb. Es bildeten sich kleine Gruppen, de-
ren Mitglieder sich aus der Nachbarschaft, aus früherer gemeinsamer Arbeit für die 
KPD oder von früheren Verfolgungen her kannten und sich ihrer gleichen Gesinnung 
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und Verschwiegenheit gewiss waren. Man traf sich in einem solchen Kreis gelegentlich 
zur Diskussion, Bewahrung der politischen Gesinnung, Gegeninformation, zum Abhö-
ren ausländischer Sender oder einfach nur, um einen lockeren Kontakt untereinander zu 
halten. Erstaunlich war, dass sich nach den Verfolgungen der ersten Jahre überhaupt 
noch Kommunisten zu einem solchen „kleinen“ Widerstand zusammenfanden – zumal 
sie nach dem Hitler-Stalin-Pakt am Vorabend des Zweiten Weltkrieges in ihrer politi-
schen Haltung hätten sehr verunsichert sein müssen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 3a und 3b: Die in Koblenz verhafteten Kommunisten Anneliese und André Hoevel 

(Fotos: privat, um 1930) 
 
Ein solcher Kreis von Vertrauten und Gleichgesinnten hatte sich 1939/40 auch in Kob-
lenz-Metternich gebildet. Kopf und Herz dieser Gruppe waren die Eheleute Andreas 
(André) und Anneliese Hoevel.40 Sie waren keine gebürtigen Koblenzer, sondern 
stammten aus Trier bzw. Köln und hatten einige Jahre in Wiesbaden gelebt. Als sie im 
Frühsommer 1939 nach Koblenz kamen, hatten sie schon ein langes und schweres Ver-
folgungsschicksal hinter sich. 
Zunächst war André Hoevel Ende Februar/Anfang März 1933 ins Saargebiet geflohen. 
Während seines Aufenthalts dort nahmen die Nazis im September 1933 Anneliese 
Hoevel wegen Betätigung für die KPD in „Schutzhaft“ und verschleppten sie ins Kon-
zentrationslager Moringen bei Göttingen. Als André im September 1933 nach Deutsch-
land zurückkehrte, wurde er bereits einige Tage später in „Schutzhaft“ genommen und 
dann wegen Vorbereitung zum Hochverrat vom Oberlandesgericht Kassel zu einem 
                                                           
40  Vgl. Joachim H e n n i g , Der Roman „Nackt unter Wölfen“ wurde ihr „Denkmal“, Artikel in der 

Rhein-Zeitung – Ausgabe Koblenz – vom 5. Januar 1999; d e r s ., Stichworte „Anneliese Hoevel“ und 
Andreas Hoevel“, in: Heinz M o n z  (Hrsg.), Trierer Biografisches Lexikon, 2000, S. 186; von Andreas 
Hoevel existiert ein „Nachlass“ (d.h. eine Materialsammlung über ihn) im Stadtarchiv Trier.  
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Jahr und sechs Monaten Gefängnis verurteilt.41 Während er diese Haftstrafe in Hameln 
an der Weser verbüßte, wurde Anneliese Hoevel aus dem KZ Moringen entlassen. Sie 
kam aber schon im September 1934 erneut in Haft und wurde Ende 1934 wegen illega-
ler Tätigkeit für die verbotene KPD vom Oberlandesgericht Kassel zu drei Jahren 
Zuchthaus verurteilt.42 Mitte 1935 wurde André Hoevel nach der Verbüßung der Haft-
strafe entlassen, aber bereits im August desselben Jahres erneut in „Schutzhaft“ ge-
nommen, weil er – so die Begründung dafür – Kontakt zu früheren Mitgliedern der 
KPD gehalten hatte. Diesmal strengte man kein Strafverfahren gegen ihn an, sondern 
verschleppte ihn gleich ohne ein solches ins Konzentrationslager. Zunächst war er im 
KZ Esterwegen im Emsland, dann im KZ Sachsenhausen bei Berlin und schließlich im 
KZ Buchenwald bei Weimar. Unterdessen hatte Anneliese Hoevel die dreijährige 
Zuchthausstrafe vollständig verbüßt, kam aber nicht frei, sondern wurde im Konzentra-
tionslager Moringen erneut in „Schutzhaft“ genommen. Von dort aus brachte man sie 
in das neu errichtete KZ Lichtenburg. Zu Weihnachten 1938 kam André Hoevel frei, 
Anneliese Hoevel wurde zu „Führers Geburtstag“ am 20. April 1939 entlassen. Nach 
Jahren der Haft sahen sich die Eheleute in Berlin wieder. Von dort zogen sie schon we-
nige Wochen später nach Koblenz. Grund hierfür war der plötzliche Tod eines Schwa-
gers von André Hoevel, der in Koblenz-Metternich einen Obst- und Gemüsehandel be-
trieben hatte. André kümmerte sich um die Familie des Verstorbenen und auch um das 
Geschäft, das bald florierte. In Koblenz knüpften die beiden neue Kontakte an und ak-
tivierten ihre Beziehungen zu alten Freunden in Wiesbaden und zu Kameraden, die sie 
jeweils in den Konzentrationslagern kennen gelernt hatten. Auf diese Weise wurde die 
Wohnung der Hoevels in Koblenz ein Treff Gleichgesinnter mit Kontakten in das 
Rhein-Main-Gebiet und in den Raum Düsseldorf, Duisburg und auch darüber hinaus. 
Zu dieser Gruppe gehörten auch Jakob Newinger, der schon früher erwähnt wurde,43 
sowie der Wehrmachtsangehörige Helmut Steinwand und dessen Bruder Rudolf. Ru-
dolf Steinwand übrigens wurde später in der DDR Minister.  
Mitglieder dieses Kreises waren weiterhin die Eheleute Margarete und Adolf Noetzel. 
Die Hoevels und die Noetzels kannten sich seit 1930 aus Wiesbaden. Adolf Noetzel 
war von Beruf Kunstmaler, später verdiente er sich sein Geld auch als Reklamefach-
mann. Seit Mitte 1929 trat er für die KPD als Parteiredner in Wiesbaden auf. Im Zuge 
der Verfolgung der Kommunisten nach dem Reichstagsbrand kam er Mitte März 1933 
in „Schutzhaft“ und saß u. a. im KZ Sonnenberg ein. Nach seiner Entlassung war er 
weiterhin für die illegale KPD aktiv. Deshalb wurde er 1935 wegen Vorbereitung eines 
hochverräterischen Unternehmens zu einem Jahr und acht Monaten Gefängnis verur-

                                                           
41  Urteil des Oberlandesgerichts Kassel vom 2. März 1934 (Az.: O.J. 177/33), Hess. StA MR Best. 251, 

Acc. 1985/34, Nr. 1860, Bl. 2 ff. 
42  Vgl. das Urteil des Oberlandesgerichts Kassel vom 1. Dezember 1934 (Az.: O.J. 145/34), Hess. StA MR 

Best. 251, Acc. 1985/34, Nr. 1797.  
43  Vgl. oben S. 384 ff. 
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teilt. Nach Verbüßung der Haft lebte er weiter in Wiesbaden. Vor und auch nach dieser 
Zeit war Adolf Noetzel ein geschätzter Maler. Adolf Noetzels Frau Margarete war etwa 
zur gleichen Zeit wie ihr Mann in die KPD eingetreten und seit 1928 aktiv. Nach der 
„Machtergreifung“ wurde sie im November 1933 auf die Dauer von sieben Wochen in 
das Konzentrationslager Moringen verbracht. 
Ende November 1941 nahm man die Eheleute Noetzel in Wiesbaden fest. Wenige Tage 
später folgte die Verhaftung der Eheleute Hoevel und Jakob Newingers in Koblenz. 
Der Vorwurf lautete auf Vorbereitung eines hochverräterischen Unternehmens in Tat-
einheit mit Rundfunkverbrechen. Schon ein halbes Jahr später wurden mit Urteil des 
Oberlandesgerichts Kassel vom 26. Juni 194244 André und Anneliese Hoevel zum Tode 
und Jakob Newinger zu zehn Jahren Zuchthaus verurteilt. Nachdem auch ein Gnaden-
gesuch abgelehnt worden war, wurden André und Anneliese Hoevel am Morgen des 
28. August 1942 innerhalb von fünf Minuten im Gefängnis Frankfurt/Main Preunges-
heim mit dem Fallbeil hingerichtet. Jakob Newinger verbüßte seine Strafe in den 
Zuchthäusern Rheinbach und Siegburg, bis er dort am 25. März 1945 befreit wurde. – 
An André Hoevel erinnert der 1958 erschienene (Kult-)Roman von Bruno Apitz 
„Nackt unter Wölfen“ und der 1963 gedrehte gleichnamige Film der DEFA. Darin setz-
te Apitz André Hoevel, den er im KZ Buchenwald kennen und schätzen gelernt hatte, 
als Kapo der Effektenkammer ein künstlerisches Denkmal.45 
 
 

Widerstand von Sozialdemokraten 
 
Anders als die KPD verfolgte die SPD eine legalistische Opposition, die der Verteidi-
gung der Republik dienen sollte, gleichwohl setzte dann auch gegen sie die Verfolgung 
ein. Insbesondere nach dem Verbot der Partei am 22. Juni kamen auch in Koblenz zahl-
reiche SPD-Leute in „Schutzhaft“. Bekannt ist dies etwa für den Vorsitzenden des Un-
terbezirks Koblenz und Gewerkschafter Johann Dötsch aus (Koblenz-)Metternich.46 
Dieser Terror der Nazis zeigte aber bei vielen Sozialdemokraten im Koblenzer Raum 
Wirkung dergestalt, dass sie sich ins Private zurückzogen und nur noch losen, geselli-
gen Kontakt zu früheren Genossen hielten. 
In Bendorf/Rhein hingegen gab es eine aktive Widerstandsgruppe von Sozialdemokra-
ten und Gewerkschaftern. Zu ihr gehörte der frühere Leiter der Bürgerschule in Ben-

                                                           
44  Az.: O. Js. 41/42, BA Best. NJ 2548. 
45  Nach ihm ist außerdem in seinem Geburtsort Pallien (heute ein Stadtteil von Trier) die Andreas Hoevel-

Straße benannt. Im Koblenzer Stadtteil Rauental erinnert die Hoevelstraße an beide, an Anneliese und 
André Hoevel. 

46  Vgl. zu ihm: Joachim H e n n i g , Als SPD-Funktionär kam auch er ins KZ, Artikel in der Rhein-
Zeitung – Ausgabe Koblenz – vom 21. Dezember 2000; d e r s ., Das Tagebuch vom Todesmarsch, in: 
Rhein-Zeitung – Ausgabe Koblenz – vom 24. April 2001; Kurt R e d m e r , Es geschah 1945 und 1946 
bei und in Schwerin. Tagebücher, Berichte, Artikel, 2003.  
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dorf Dr. Hans Bauer.47 Er war dort vor 1933 aktiv für das „Reichsbanner Schwarz-Rot-
Gold“, das die Weimarer Republik vor ihren Feinden schützen wollte, sowie in der 
Deutschen Staatspartei und dann in der SPD. Alsbald nach der „Machtergreifung“ 
wurde er aufgrund seiner republikanischen, demokratischen Gesinnung wegen „politi-
scher Unzuverlässigkeit“ gemäß § 4 des „Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufs-
beamtentums“ aus dem Dienst entfernt. Er und zwei Gewerkschafter, Anton Gelhard 
aus Bendorf-Mülhofen (Gelhard I)48 und Anton Wilhelm Gelhard aus Bendorf (Gelhard 
II),49 hielten weiterhin Kontakt zu dem früheren Gewerkschaftssekretär Ernst Rebber, 
der inzwischen ins Saargebiet emigriert war. Sie standen auch in Verbindung mit dem 
nächstgelegenen Grenzsekretariat der SOPADE und verbreiteten illegale Literatur. Am 
18. März 1935 wurden zunächst Gelhard I und dessen Ehefrau Anna festgenommen, 
am 5. Juni 1935 auch Dr. Bauer und Gelhard II. Der briefliche Kontakt zu Rebber und 
eine Reise Bauers mit Fahrrad und Zug, um in Saarbrücken Rebber aufzusuchen, waren 
für das Oberlandesgericht Hamm Vorbereitung zum Hochverrat. Daraufhin bestrafte es 
mit Urteil vom 18. Dezember 193550 Dr. Bauer und Gelhard I zu je zwei Jahren und 
sechs Monaten Zuchthaus, Gelhard II zu zwei Jahren und vier Monaten Zuchthaus so-
wie Frau Gelhard zu sechs Monaten Gefängnis. Die Strafe verbüßte Bauer in den 
Zuchthäusern Rheinbach und Siegburg. Anschließend kam er aber nicht frei, sondern 
wiederum in „Schutzhaft“, zunächst im Polizeigefängnis in Koblenz und dann ab dem 
11. August 1938 im Konzentrationslager Buchenwald.  
Ein ganz ähnliches Schicksal haben die beiden Gelhard erlitten. Auch sie ließen die 
Nazis nach der Verbüßung der Zuchthausstrafe nicht frei, sondern nahmen sie in 
„Schutzhaft“. Gelhard I war zunächst im KZ Dachau und dann im November 1944 im 
KZ Buchenwald. Gelhard II wurde wie Hans Bauer 1938 ins KZ Buchenwald ver-
schleppt. So kam es, dass alle drei Bendorfer die letzte Zeit ihrer KZ-Haft in Buchen-
wald verbringen mussten und dort auch befreit wurden. Am Tag nach der Befreiung 
proklamierten sie mit anderen Häftlingen das „Manifest der demokratischen Sozialisten 
des ehemaligen Konzentrationslagers Buchenwald“ für „Freiheit, Frieden, Sozialis-
mus!“. In ihm heißt es u. a: „Solange Faschismus und Militarismus in Deutschland 
nicht restlos vernichtet sind, wird es keine Ruhe und keinen Frieden bei uns und in der 
Welt geben. Unsere ersten Anstrengungen müssen darauf gerichtet sein, alle gesell-
schaftlichen Erscheinungen dieser blutigen Unterdrückung des Lebens für immer zu 
beseitigen.“51 

                                                           
47  Vgl. zu ihm: Artikel in der Rhein-Zeitung – Ausgabe Koblenz – vom 25. Februar 1999: „Glauben an ein 

anderes, besseres Deutschland“ sowie: Wolfgang R ö l l , Sozialdemokraten im Konzentrationslager 
Buchenwald 1937-1945, 2000, S. 35 f. und 271.  

48  Vgl. zu Gelhard I die Kurzbiografie in: Wolfgang R ö l l , a.a.O. (Anm. 47), S. 285. 
49  Vgl. zu Gelhard II die Kurzbiografie in: Wolfgang R ö l l , a.a.O. (Anm. 47), S. 285. 
50  Urteil des Oberlandesgerichts Hamm (Az.: 6 O.Js. 228/35), NW StA MS Best. Generalstaatsanwaltschaft 

Hamm 1. Instanz 1933-1945, Nr. 6476. 
51  Wolfgang R ö l l , a.a.O. (Anm. 47), S. 248 f. 
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Abb. 4: Der Leiter der Bendorfer Bürgerschule Dr. Hans Bauer (SPD) 
(Foto: privat, aus den 1920er Jahren) 

 
 

Widerstand im Bereich der evangelischen Kirche 
 
Der Widerstand im Bereich der evangelischen Kirche war nicht sehr umfänglich. Der 
Protestantismus war von jeher eng mit der Obrigkeit und speziell dem preußischen Kö-
nigs- und Kaiserhaus verbunden („Thron und Altar“). Nicht wenige Gruppierungen 
standen dem Nationalsozialismus recht nahe, am nächsten die „Deutschen Christen“, 
die auch in Koblenz stark vertreten waren. Selbst die „Bekennende Kirche“, die man 
bisweilen zum Widerstand zählt, war mehr auf Selbstbehauptung und reine Seelsorge 
beschränkt; nur einzelne ihrer Mitglieder leisteten aktiven Widerstand gegen das NS-
Regime. Bekannt sind vor allem der Theologe und Studentenpfarrer Dietrich Bonhoef-
fer, Pastor Martin Niemöller und Pfarrer Paul Schneider. Nicht allgemein bekannt ist, 
dass Pfarrer Paul Schneider, der „Prediger von Buchenwald“, starke Bezüge zum Kob-
lenzer Raum hatte.  
Schneider war ein Mann des Hunsrücks.52 1897 in Pferdsfeld im Soonwald als Sohn ei-
nes Pfarrers geboren, hatte er schon ein bewegtes Leben hinter sich, als er im Jahre 
1934 auf Betreiben der NSDAP im Wege der Strafversetzung auf den Hunsrück zu-

                                                           
52  Die Literatur zu Pfarrer Paul Schneider ist sehr umfangreich. Statt vieler sollen hier erwähnt werden: 

Folkert R i c k e r s , Widerstehen in schwerer Zeit. Erinnerung an Paul Schneider (1897-1939). Ein 
Arbeitsbuch für den Religionsunterricht in den Sekundarstufen und für die kirchliche Bildungsarbeit, 
1997; Margarete S c h n e i d e r , Paul Schneider – der Prediger von Buchenwald, 4. Aufl., 1996; so-
wie kurz: Joachim H e n n i g , Er lehnte es ab, die Hakenkreuzfahne zu grüßen, Artikel in der Rhein-
Zeitung – Ausgabe Koblenz – vom 2./3. Januar 1999; s. auch den Videofilm: Sabine S t e i n w e n -
d e r , „Ihr Massenmörder – ich klage euch an“. Pfarrer Paul Schneider, 2000 (dazu: Folkert R i -
c k e r s , Textheft [Ergänzende Informationen und Arbeitsvorschläge zum Film], 2000. 
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rückkehrte: 1915 Notabitur, Kriegsfreiwilliger im Ersten Weltkrieg, Examina, Nach-
folger seines Vaters als Pfarrer im Kirchenkreis Wetzlar, Heirat, mehrere Kinder, 1933 
erste öffentliche Auseinandersetzung mit den Nazis und dann – Womrath und Dicken-
schied, Versetzung an zwei kleine Gemeinden bei Kirchberg im Hunsrück. Er war Mit-
glied des „Pfarrernotbundes“ und der „Bekennenden Kirche“. Schon 1935 bezeichnete 
der Koblenzer Regierungspräsident Pfarrer Schneider als „ausgesprochenen Feind des 
heutigen Staates“. Anfang 1937 stellte die Gestapo Koblenz fest: „Pfarrer Schneider ist 
ein fanatischer Anhänger der Bekenntniskirche, der jede Gelegenheit nutzt, um gegen 
den nationalsozialistischen Staat Stimmung zu machen.“ Am 31. Mai 1937 wurde er zu 
Hause verhaftet und in das Koblenzer Gestapogefängnis in der heute noch so genannten 
Straße „Im Vogelsang“ gebracht. Nach knapp zwei Monaten ließ man ihn wieder frei, 
wies ihn aber gleichzeitig aus dem Rheinland aus. Schneider ließ sich aber nicht auf 
Dauer von seinen Gemeinden trennen. Am Erntedankfest 1937 kehrte er nach Dicken-
schied zurück. Abends, auf dem Weg nach Womrath zum Gottesdienst, wurde er wie-
der in „Schutzhaft“ genommen. Diesmal kam er ins Gefängnis im Koblenzer Polizei-
präsidium. Dort blieb er knapp zwei Monate, schrieb Briefe an seine Frau und schmug-
gelte selbst angefertigte Zeichnungen über seine Haftsituation für seine Kinder nach 
draußen.  
Am 27. November 1937 wurde er ins KZ Buchenwald verschleppt. Weil er – wie er 
sagte – die „Mörderfahne“ der Nazis nicht grüßen wollte, wurde er mit Schlägen auf 
dem Prügelbock und mit Arrest im „Bunker“ bestraft. 14 Monate verließ er den Bunker 
nicht mehr. Immer wieder rief er von dort aus den auf dem Appellplatz angetretenen 
Tausenden von Häftlingen Bibelsprüche zu und prangerte die Misshandlung und Tö-
tung von Gefangenen an. Jedes Mal wurde er mit Stockhieben auf dem „Bock“ und 
verschärften Haftbedingungen bestraft. Aber der „Prediger von Buchenwald“ ließ sich 
von seinen Glaubensbezeugungen, Anklagen und Stärkungen für seine Mithäftlinge 
nicht abbringen. Am 18. Juli 1939 starb er in Folge einer ärztlichen Behandlung. Seiner 
Witwe gelang es, seine sterblichen Überreste überführen zu lassen. Die Beerdigung 
Paul Schneiders in Dickenschied war eine eindrucksvolle Demonstration. 
 

 
Widerstehen im Bereich der katholischen Kirche 

 
Anders als die evangelische Kirche hat die katholische Kirche im Rheinland oft in Dis-
tanz zur preußischen Obrigkeit gestanden. Von daher war sie auch für den Ende der 
Weimarer Republik aufkommenden Nationalsozialismus nicht so anfällig wie die evan-
gelische Kirche, sondern lehnte ihn und seine Repräsentanten richtiggehend ab.  
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Abb. 5: Der evangelische Pfarrer Paul Schneider vom Hunsrück 
 (Zeichnung nach einem Foto) 

 
Dies änderte sich allerdings nach dem Abschluss des Reichskonkordats (mit dem Hei- 
ligen Stuhl) am 20. Juli 1933. Die Nazis andererseits hielten sich von Anfang an ledig-
lich opportunistisch und sporadisch an diesen Vertrag. Das Konkordat hielt sie nicht 
davon ab, schon bald einige exponierte Vertreter des politischen Katholizismus im Zu-
ge der so genannten Röhm-Affäre Ende Juni 1934 zu ermorden bzw. weitere Vertreter 
und Ordensleute mit Strafprozessen zu überziehen und sie damit zu kriminalisieren und 
lächerlich zu machen. Beschränkungen und Verbote der kirchlichen Jugendarbeit und 
Behinderungen der Seelsorge waren im Rheinland an der Tagesordnung. Hiergegen 
gab es einen starken Selbstbehauptungswillen der katholischen Kirche, ihrer Priester 
und auch ihrer Gemeindeangehörigen, aber keinen Widerstand in dem hier verstande-
nen engeren Sinne. Im Zuge des Zweiten Weltkrieges erhielt die Verfolgung gerade des 
niederen Klerus dann eine neue Dimension. Relativ viele katholische Priester und Or-
densgeistliche kamen in „Schutzhaft“, gerade auch aus Koblenz und Umgebung.53 Aber 
auch das rief im Großen und Ganzen keinen Widerstand hervor – abgesehen von der 
später im Rahmen des Jugendwiderstandes noch darzustellenden „Michaeltruppe“ aus 
Kruft/Andernach, die in ganz ungewöhnlicher Weise widerständig war.  
Ganz massiven, individuellen Widerstand hingegen leistete ein Ordensgeistlicher der 
Schönstatt-Bewegung aus Vallendar-Schönstatt. Der 1903 in Tirol geborene Franz 

                                                           
53  Vgl. dazu: Martin P e r s c h , „Meine Zeit hier ist reich...“ – Die Trierer Märtyrerpriester im Konzen-

trationslager Dachau 1940-1945, in: KurtrierJb, 1997, S. 157-182 sowie: Helmut M o l l  (Hrsg.), Zeu-
gen für Christus. Das deutsche Martyrologium des 20. Jahrhunderts, 2 Bde., 1999. 
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Reinisch54 war schon einige Jahre zum Priester geweiht, als er 1934 zum ersten Mal in 
Schönstatt, dem Gründungs- und Wallfahrtsort der Schönstatt-Bewegung, weilte. Diese 
Reformbewegung innerhalb der katholischen Kirche prägte Reinisch entscheidend, und 
er kam nach verschiedenen Tätigkeiten erst wirklich zur Ruhe, als er im November 
1938 nach Schönstatt versetzt wurde. Er war dort in der Männerseelsorge tätig und ge-
hörte zum engsten Kreis um Pater Josef Kentenich, dem Gründer der Schönstatt-
Bewegung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 6: Pater Franz Reinisch von der Schönstatt-Bewegung aus Vallendar-Schönstatt 

(Foto: privat, letztes Bild vor seinem Tod) 
 
Mit besonderer Aufmerksamkeit beobachteten und mit besonderer Härte verfolgten die 
Nazis und ihre Helfer diese Bewegung. Mit Beginn des Zweiten Weltkrieges nahm die 
Repression in Schönstatt und gegen die Schönstätter zu. Am 12. September 1940 ver-
hängte das Geheime Staatspolizeiamt in Berlin gegen Pater Reinisch, der von Beginn 
an ein Gegner des Nationalsozialismus war, ein für das gesamte Reich geltendes Rede- 
und Predigtverbot. Zur Begründung hierfür wurden zwei Predigten von April und Juni 
1940 angeführt. In ihnen hatte er im Rahmen der Männerseelsorge den unchristlichen 
Charakter des Nationalsozialismus hervorgehoben, ihn der „grundsätzlichen Lüge“ be-
zichtigt und die Männer zur Treue und zum Gehorsam gegenüber dem christlichen 
Glauben, der Kirche und ihren Vertretern aufgerufen. Pater Reinisch litt unter dem 

                                                           
54  Die Literatur zu P. Franz Reinisch ist ebenfalls sehr umfangreich. Beispielhaft erwähnt seien: basis (Eine 

Zeitschrift aus Schönstatt), Heft 1 – 2/2003 „Pater Franz Reinisch“; Klaus B r a n t z e n , Pater Franz 
Reinisch. Sein Lebensbild. Ein Mann steht zu seinem Gewissen, 1993; sowie kurz: Joachim H e n -
n i g , Er ließ sein Leben für den Glauben, Artikel in der Rhein-Zeitung – Ausgabe Koblenz – vom 28. 
Dezember 1998; s. auch den Videofilm der Landesbildstelle Rheinland-Pfalz: Pater Franz Reinisch. Ein 
Mann steht zu seinem Gewissen, 1989. 
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Verbot schwer, ließ sich aber nicht unterkriegen. Auch dann noch reiste er durch 
Deutschland und hielt in kleinen Gruppen Vorträge.  
In jenen Jahren hatte er sich speziell auch mit der Verweigerung des Soldateneides und 
damit des Wehrdienstes im Nationalsozialismus beschäftigt. Schon 1939 soll er in 
Schönstatt gesagt haben: „Den Eid, den Soldateneid auf die nationalsozialistische Fah-
ne, auf den Führer, darf man nicht leisten. Das ist sündhaft. Man würde ja einem Ver-
brecher einen Eid geben“ sowie: „Unser Gewissen verbietet uns, einer Obrigkeit zu 
folgen, die nur Mord und Totschlag in die Welt bringt um der lüsternen Eroberung wil-
len. Man darf diesem Verbrecher keinen Eid leisten.“ 
Als er im April 1942 den Gestellungsbefehl erhielt, meldete er sich verspätet zum 
Dienstantritt und verweigerte umgehend den Eid. Obwohl von verschiedenen Seiten 
versucht wurde, ihn umzustimmen, blieb er bei seiner von vornherein getroffenen Ent-
scheidung. Drei Monate später stand er vor dem höchsten deutschen Kriegsgericht, 
dem Reichskriegsgericht in Berlin. Der Prozess war eine Farce und das von Anfang an 
feststehende Urteil lautete auf Todesstrafe und Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte 
auf Lebenszeit.55 
Auch nach dem Urteil ließ sich P. Reinisch durch niemanden von seiner Überzeugung 
abbringen, obwohl dies sicher sein Leben gerettet hätte. In großer Glaubens- und Ge-
wissenstreue hat er den Tod angenommen und dies in seinem selbst verfassten Sterbe-
lied in die Worte gefasst: „Auch heute ruft Gott wieder nach einer Heldenschar, drum 
bringe mich, o Mutter, als Liebesopfer dar.“ Für P. Reinisch selbst war das weniger 
Widerstand (nach unserem heutigen Verständnis) als vielmehr Treue zu seinem Gewis-
sen, seinem Glauben und zur „Dreimal Wunderbaren Gottesmutter“ – bis zur letzten 
Konsequenz, bis zum von vornherein absehbaren Tod unter dem Fallbeil am 21. Au-
gust 1942 im Zuchthaus Brandenburg-Görden. 
 
 

Widerstehen von Zeugen Jehovas 
 
Während P. Franz Reinisch einer der wenigen Geistlichen war, der den Fahneneid auf 
Hitler persönlich verweigerte und dafür hingerichtet wurde, war eine solche Glaubens-
treue bei den Zeugen Jehovas eine geradezu typische Haltung. Die weitaus meisten be-
kannten Todesurteile des Reichskriegsgerichts wegen Verweigerung des Kriegsdienstes 
und des Fahneneides sind gegen Zeugen Jehovas ergangen. 250 bis 300 von ihnen sind 
dann auch tatsächlich wegen ihres Glaubens hingerichtet worden.56 

                                                           
55  Das Feldurteil des Reichskriegsgerichts vom 7. Juli 1942 ist abgedruckt in: Norbert H a a s e , Das 

Reichskriegsgericht und der Widerstand gegen die nationalsozialistische Herrschaft, 1993, S. 84 ff. 
56  Vgl. dazu: Detlev G a r b e , Zwischen Widerstand und Martyrium. Die Zeugen Jehovas im „Dritten 

Reich“, 2. Aufl., 1994, S. 364 ff., 367 f. 
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Mit den Eides- und Kriegsdienstverweigerungen traten diese Zeugen Jehovas am kon-
sequentesten und folgenschwersten für ihren Glauben ein. Auch unterhalb dieser 
Schwelle nahmen sie wegen ihres Glaubens schwere und schwerste Repressalien auf 
sich. Von den 25.000 Zeugen Jehovas, die Anfang der 1930er Jahre im Deutschen 
Reich lebten, wurden ungefähr 10.000 – das waren 40% aller Zeugen Jehovas – für ei-
ne unterschiedlich lange Dauer inhaftiert. Von ihnen wurden über 2.000 – das waren 
mehr als 8% aller Zeugen Jehovas – in ein Konzentrationslager eingewiesen. Die Zahl 
der Todesopfer unter den deutschen Zeugen Jehovas lag bei 1.200 Personen, das waren 
5% aller Zeugen Jehovas; davon wurden ungefähr 250 aufgrund einer wehrmachtsge-
richtlichen Verurteilung wegen Kriegsdienstverweigerung hingerichtet, das war 1% al-
ler deutschen Zeugen Jehovas.57 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 7: Die Familie Michaelis, Zeugen Jehovas aus Neuwied (Foto: privat, 1935) 
 
Das sind im Vergleich zu anderen Gruppen sehr hohe Zahlen von Opfern des National-
sozialismus. Nicht alle von ihnen gehörten indessen zu dem hier speziell beschriebenen 
Bereich des Widerstandes bzw. des widerständischen Verhaltens. Das Handeln der 
Zeugen Jehovas im Allgemeinen war oft kein Widerstand im engeren Sinne. Ihr Leben 
und Tun war religiös motiviertes Gegenhandeln. Es war Bekenntnis zum Glauben und 
zur Glaubensgemeinschaft, das unter den Bedingungen des NS-Regimes zur Verfol-
gung wurde. Gleichwohl zeigte diese kleine aus Glaubensgründen völlig staatsferne 
und unpolitische Gemeinschaft beispielsweise in zwei 1936 und 1937 schlagartig 
durchgeführten Flugblattaktionen großen Mut und auch politischen Instinkt, als sie die 
Bevölkerung im ganzen Reichsgebiet über den verbrecherischen Charakter des NS-
Regimes aufzuklären versuchte. Wie fließend die Übergänge zwischen Resistenz, 
                                                           
57  Vgl. dazu: Detlev G a r b e , a.a.O. (Anm. 56), S. 488. 



404 Joachim Hennig 
______________________________________________________________________ 
 
Selbstbehauptung und Widerstand in diesem Bereich sein können und tatsächlich auch 
waren, zeigt das Schicksal von Liesbeth Michaelis.58  
Zusammen mit ihrem Mann Fritz gehörte sie seit den 1920er Jahren den „Ernsten Bi-
belforschern“, wie die Zeugen Jehovas damals noch hießen, an. Als die Nazis 1933 die 
Macht übernahmen, waren sie in Neuwied, eine von wenigen Gemeinschaften in der 
Region Koblenz,59 als hauptamtliche „Pioniere“ tätig. Nach einem für Fritz Michaelis 
glimpflich verlaufenen Ermittlungsverfahren wurden die Eheleute zusammen mit wei-
teren Zeugen Jehovas am 31. August 1936 festgenommen und in Koblenz monatelang 
in Untersuchungshaft gehalten. Man machte ihnen und 19 anderen den Prozess allein 
deshalb, weil sie Zeugen Jehovas waren, deren Schriften besaßen und sie sich versam-
melt hatten. Hierin sahen die Nazis ein staatsfeindliches Verbrechen. Das in Koblenz 
tagende Sondergericht Köln verurteilte Fritz Michaelis als „Haupt der Zeugen Jehovas 
im Rheinland“ zu 16 Monaten und seine Frau Liesbeth zu sechs Monaten Gefängnis. 
Nach der Haft ließ man Fritz Michaelis nicht frei, sondern er wurde von der Gestapo in 
„Schutzhaft“ genommen und ins KZ Dachau verschleppt; dort kam er nach offiziellen 
Angaben am 18. April 1939 um.  
Liesbeth Michaelis ging nach der Haft in Koblenz zurück nach Berlin, wo sie geboren 
war. Sie heiratete wiederum einen Zeugen Jehovas, der ebenfalls ein schweres Schick-
sal hinter sich hatte und schon bald erneut verfolgt wurde. Frau Michaelis, inzwischen 
wiederverheiratete Seling, schloss sich in Berlin einer großen Gruppe von Zeugen Je-
hovas an, die in der Illegalität sehr aktiv war. Sie war u. a. Kurier und stand in Kontakt 
zu Glaubensbrüdern in den Außenkommandos der KZ Ravensbrück und Sachsenhau-
sen. Auch versteckte sie mit anderen drei fahnenflüchtige junge Zeugen Jehovas. Des-
wegen wurde sie nach langer Untersuchungshaft vom Kammergericht in Berlin wegen 
„Zersetzung der Wehrkraft“ zu fünf Jahren Zuchthaus verurteilt.60 Erst bei Kriegsende 
wurde sie im Frauengefängnis Leipzig befreit.  
 
 

Widerstand von Jugendlichen 
 
Unterdessen wurden die traditionellen Jugendbünde, die der Arbeiterjugend, der kon-
fessionellen Jugend und der bündischen Jugend, entweder – wie die der Arbeiterjugend 

                                                           
58  Vgl. zur Familie Michaelis: Joachim H e n n i g , (Nicht) Vergessene Opfer der Nazis: Die Familie Mi-

chaelis aus Neuwied, in: HeimatJbLkrsNeuwied, 2002, S. 315-325 und d e r s ., Sie standen immer un-
erschütterlich treu zu Jehova, Artikel in der Rhein-Zeitung – Ausgabe Koblenz – vom 22. November 
2001.  

59  Weitere Zeugen Jehovas – teilweise auch nur Einzelpersonen – gab es etwa noch in Bad Kreuznach und 
in Idar-Oberstein; vgl. dazu und zum Folgenden: Annemarie J a k o b  (Hrsg.), Trotz allem standhaft. 
Die Verfolgung der Zeugen Jehovas in Koblenz 1933-1945, 2001.  

60  Vgl. das Urteil des Kammergerichts in Berlin vom 21. Dezember 1944 (Az.: 12 O.Js. 549/44 (A)), BA 
Best. ZC 12344. 
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– sehr früh oder – wie die konfessionellen Jugendverbände – erst nach einer Phase des 
Hinhaltens und Einschränkens verboten. Verboten wurden sie aber alle. Es sollte nur 
noch die Hitler-Jugend als Staatsjugend geben. Das Jugenddienstpflichtgesetz von 
1936 erklärte die HJ zur Reichsjugend und schrieb ihr das alleinige Jugenderziehungs-
recht außerhalb von Schule und Elternhaus zu. Von diesem Ansatz her hatten die Ju-
gendverbände keine Existenzberechtigung mehr.  
Lebensweisen, Haltungen, Gedankengut konnten die Nazis aber nicht einfach verbie-
ten. Das galt auch für den Bereich der Jugend. Allerdings gab es nach den Verboten der 
einzelnen Jugendverbände keine geschlossenen großen Gruppen mehr, sondern nur 
noch informelle, die die Tradition der früheren Jugendbünde pflegten. Im Laufe des 
Krieges bildeten sich auch ganz autonome Gruppen wie die Swing-Jugend und die be-
kannten Edelweißpiraten, die teilweise über die Resistenz zum Widerstand gegen das 
NS-Regime fanden.  
Ein Beispiel von widerständischem Verhalten ist der aus Andernach stammende Edgar 
Lohner.61 Er war als Schüler in den konfessionellen bündischen (teilweise waren die 
Übergänge fließend) Jugendverbänden groß geworden, war Mitglied der katholischen 
„Quickborn-Jungenschaft“ und des Jugendbundes „Neudeutschland“. Dann schloss er 
sich in Bonn, wo er alsbald zur Schule ging, einer bündischen Gruppe an. Diese veran-
staltete Lager und Fahrten nach bündischer Art, insbesondere wiederholt Lager im 
Westerwald, die – wie es später dazu hieß – nach rein bündischem Muster durchgeführt 
und bei denen nur bündische Lieder gesungen und nach bündischer Art regelrechte 
„Kothenlager“ abgehalten wurden. In den Sommerferien 1937 – damals war Edgar 
Lohner 17 Jahre alt – fuhr er mit einem anderen Gruppenmitglied nach Paris zur Welt-
ausstellung. Dort lernten sie zwei Mädchen, Jüdinnen, kennen, die zum Kreis um den 
Schriftsteller Karl Otto Paetel gehörten. Paetel war langjähriges Mitglied des nicht kon-
fessionellen Bundes „Deutsche Freischar“ gewesen. Wegen seiner sozialrevolutionären 
Anschauungen (er galt als „Nationalbolschewist“), war er aus dem Bund ausgeschlos-
sen worden und nach der „Machtübernahme“ der Nazis nach Paris emigriert. Den 1937 
mit ihm begonnenen Kontakt vertieften Edgar Lohner und andere Mitglieder der Grup-
pe bei der zweiten Reise nach Paris in den Sommerferien 1938. Sie führten mit Paetel 
politische Diskussionen und – so hieß es später – „gegen Abend wurden ein bündischer 
Betrieb aufgezogen und am Lagerfeuer bündische Lieder gesungen“. Diese und weitere 
Fahrten sowie Lager in der näheren Umgebung von Bonn bzw. Koblenz ließen die 
Gruppe weiter zusammenwachsen. Im März 1939 – inzwischen hatte Lohner sein Abi-
tur bestanden – fuhr man wieder nach Paris und traf dort Paetel. Die politischen Dis-

                                                           
61  Vgl. zu ihm: Horst-Pierre B o t h i e n , Die Jovy-Gruppe, 1995; d e r s ., Edgar Lohner, Ein Schüler 

des Beethoven-Gymnasiums gerät in Konflikt mit dem NS-Staat, in: Unser ganzer Schulunterricht hinkt 
hinter dem Leben her. Jahresbericht Beethovengymnasium Bonn, 1989 sowie: Joachim H e n n i g , 
Bündischer Mythos galt als Hochverrat, in: Rhein-Zeitung – Ausgabe Koblenz – vom 14. Dezember 
2000. 
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kussionen und Unterweisungen wurden ebenso intensiver wie die Beziehungen zu den 
beiden Jüdinnen. Auch in der Folgezeit unternahm man noch einige Fahrten und Lager 
in der Umgebung, hielt untereinander und zu Gleichgesinnten brieflichen und sonstigen 
Kontakt. Durch diese Briefe wurde die Gruppe dann entdeckt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 8: Der Andernacher Schüler Edgar Lohner (Foto: privat, Ende der 1930er Jahre) 
 
Zunächst wurde Edgar Lohner, weil er in Frankreich mit dem jüdischen Mädchen Ver-
kehr gehabt haben soll, vom Landgericht Koblenz mit Urteil vom 5. September 194062 
wegen Rassenschande zu einer Gefängnisstrafe von neun Monaten verurteilt, die er 
auch verbüßte. In dem Verfahren vor dem Volksgerichtshof lautete der Vorwurf dahin, 
von Sommer 1938 bis zum Sommer 1939 während einer Betätigung für die verbotene 
„Bündische Jugend“ den Emigranten Paetel und dessen Mitarbeiterkreis in Paris ken-
nen gelernt, durch Briefwechsel sowie durch Anknüpfung von Verbindungen mit wei-
teren Mitarbeitern Paetels im Reich fortlaufend Beziehungen unterhalten zu haben, die 
dem Zweck gedient hätten, die politischen Pläne Paetels durch Zellenbildung im Reich 
zu fördern. Am 11. September 1941 wurde Edgar Lohner – wie auch andere Gruppen-
mitglieder – vom Volksgerichtshof wegen Vorbereitung zum Hochverrat zu drei Jahren 
Zuchthaus verurteilt.63 Das Gericht stellte dabei auch eine Zuwiderhandlung gegen das 
Verbot der „Bündischen Jugend“ fest, bestrafte deswegen aber nicht gesondert, weil die 
schwerere Tat der Vorbereitung zum Hochverrat diese Straftat überdeckte. 
Noch stärker katholisch geprägt waren der in Bell bei Mayen geborene Willi Lohner 
und der Krufter Hans-Clemens Weiler, beides Schüler des Gymnasiums in Ander-
nach.64 Sie waren gerade einmal 16 bzw. 15 Jahre alt, als sie – durch den Kirchenkampf 

                                                           
62  Az.: 2 KLs. 8/40, LHA Ko Best. 584,1 Nr. 2299, Bl. 168-190. 
63  Az.: 8 J. 162/40, BA Best. NJ 10143, Bd. 1. 
64  Vgl. zu ihm: Wolfgang P. F i s c h e r , Die Michaeltruppe. Schüler des Stiftsgymnasiums Andernach 

im Widerstand gegen das NS-Regime, in: Nachrichten der Vereinigung ehemaliger Salentiner, Nr. 26, 
März 1985, S. 6-13. 
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des NS-Regimes und die Verschleppung von Priestern aus der Umgebung in Konzen-
trationslager mobilisiert – im November 1942 eine Organisation gründeten, die sie un-
ter den Schutz des Erzengels Michael stellten und „Michaeltruppe“ nannten. Willi 
Lohner leitete die Gruppe als „Bezirkskommandant“, Hans-Clemens Weiler war sein 
Stellvertreter und „Kreiskommandant“. Es war eine Organisation von ca. 50 „künftigen 
Kämpfern“, die richtiggehend militant waren und sich auf eine bewaffnete Auseinan-
dersetzung vorbereiteten. Die Gruppe traf sich in einer Kapelle außerhalb von Kruft. 
Man hörte Vorträge, las die Predigten des Münsteraner Bischofs von Galen, sammelte 
Informationen über Konzentrationslager und über Repressalien gegen Kirche und Kle-
rus. Die Michaeltruppe baute einen Spionagering auf, sammelte Informationen über 
militärische Anlagen (z. B. über den Flugplatz Niedermendig oder Waffenlager). Willi 
besorgte Sprengstoff und Handfeuerwaffen und legte ein Waffenversteck an.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 9: Willi Lohner nach seiner Haftentlassung aus dem Jugend-KZ Moringen 
(Foto: privat, Ende der 1940er Jahre) 

 
Ein ¾ Jahr später fing die Gestapo Briefe ab; Willi und Hans-Clemens, die als Luftwaf-
fenhelfer in Andernach eingesetzt waren, wurden verhaftet. Sie und weitere Mitglieder 
der Gruppe kamen zu Verhören nach Koblenz und dann in die Jugendarrestanstalt Neu-
wied. Alsbald brachte die Gestapo den „harten Kern“ der Gruppe – Willi, Hans-
Clemens und vier weitere – in das HJ-Erziehungslager auf der Burg Stahleck bei Ba-
charach. Die beiden „Anführer“ kamen in Arrestzellen. Für die Gestapo in Koblenz 
stand bald fest, dass sich die beiden „führend bei der Vorbereitung eines hochverräteri-
schen Unternehmens betätigt“ hatten. Ein Verfahren vor dem Volksgerichtshof blieb 
ihnen aber erspart. Man brachte sie auf Anordnung des Reichssicherheitshauptamtes 
„nur“ ins Jugend-KZ Moringen bei Göttingen. Sie mussten in einem Salzbergwerk 
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Munition herstellen. Dabei zog sich Hans-Clemens Weiler eine Tuberkulose zu, von 
der er sich nie mehr richtig erholte. Willi Lohner wurde Anfang März 1945 mit der 
Auflage aus dem Lager entlassen, sich „freiwillig“ zum Dienst in der Waffen-SS zu 
melden. Dazu kam es aber nicht mehr. Beide – Willi hier in der Heimat und Hans-
Clemens auf dem Evakuierungs-/Todesmarsch von Moringen aus – wurden in den letz-
ten Kriegstagen von Amerikanern befreit. 
In den Kriegsjahren entstanden aber auch spontan Jugendgruppen, Jugendbanden, die 
keinen solchen traditionellen Hintergrund hatten. Bekannt sind etwa die Edelweißpira-
ten und die Swing-Jugend. Eine Gruppe von fünf jungen Burschen aus Lahnstein hatte 
in einer ganz ungewöhnlichen Mischung von beidem etwas: Einmal einen Schuss 
Swing-Jugend, wie bürgerliche Jugendliche mit einer Vorliebe für die von den Nazis 
verpönte „Negermusik“ genannt wurden, und zum anderen einen Schuss Anarchie und 
„Kriminalität“, wie sie den Edelweißpiraten eigen waren. Kopf dieser Ende 1940 in 
Lahnstein aus drei Schülern und zwei Gesellen im Alter von 17 und 19 Jahren entstan-
denen Gruppe war Hans Blumensatt.65 Er war Sohn des Direktors der Main-Kraftwerke 
in Oberlahnstein und besuchte zuletzt eine private Oberschule in St. Goarshausen. 
Blumensatt war ein Freund ausländischer Tanzmusik und hörte ausländische Radiosen-
der. Sein Hobby und seine „lockere Art“ waren der HJ bekannt, man machte sich über 
ihn als „Tangojüngling“ lustig. Dem NS-Staat stand er ablehnend gegenüber. Am 
Dienst in der HJ nahm er kaum teil, die NSDAP und ihre Organisationen überschüttete 
er – wie es in einem Schulgutachten über ihn hieß – mit Spott, selbst der „Führer“  
Adolf Hitler galt ihm nichts.  
Eines Nachts im November 1940 – nach einem Fliegeralarm – trafen sich Hans und 
zwei andere in Oberlahnstein zu einer „Aktion“. Sie zerstörten den Pressekasten des 
„Schwarzen Korps“, einige Fensterscheiben des HJ-Heims und dann noch den Aushän-
gekasten der NS-Gemeinschaft „Kraft durch Freude“. In den nächsten Wochen wieder-
holten sie in unterschiedlicher Zusammensetzung solche Aktionen. Selbst der amtliche 
Aushängekasten der Polizeiverwaltung Oberlahnstein und der Kasten des Bundes 
Deutscher Mädel (BDM) wurden demoliert. Die örtliche Polizei war ratlos. Unterdes-
sen trafen sich die Mitglieder der Clique wieder zu Aktionen: Sie warfen mit Steinen 
auf die Fensterscheiben des Gymnasiums und die Rollläden der Wohnung des NS-
Kreisleiters. Auf ihrem Weg demolierten sie den Aushängekasten des NS-Jungvolks 
und andere Schaukästen; auch warfen sie wieder Fensterscheiben im HJ-Heim ein. 
Weiter gingen Scheiben des NSV-Kindergartens ebenso zu Bruch wie die große Glas-
scheibe der Geschäftsstelle des „Reichsluftschutzbundes“. Wenn man abends zusam-
men saß, diskutierte man über die allgemeine Lage und vor allem über den Krieg. Hans 

                                                           
65  Die einzigen Angaben finden sich hierzu in dem Strafverfahren gegen Hans Blumensatt und andere vor 

dem Sondergericht Frankfurt/Main (Az.: 6 S.Ls. 77/41), Hessisches Hauptstaatsarchiv Wiesbaden Abt. 
461, Nr. 8262. 
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Blumensatt gab den Ton an und alle stimmten ihm zu, wenn er feststellte: „Die heuti-
gen Führer sitzen weit hinter der Front, dagegen müssten die anderen vorn ihre Köpfe 
hinhalten und für sie kämpfen; in Berlin beim Führer müssten auch mal Bomben fallen 
und treffen.“  
Durch Zufall kam die Polizei einem aus der Clique auf die Spur, dann wurden auch die 
anderen entdeckt. Blumensatt und den anderen der „Wilden Clique“ machte die Staats-
anwaltschaft vor dem Sondergericht in Frankfurt/Main den Prozess. Ihnen wurde vor-
geworfen, die Taten „unter Ausnutzung der zur Abwehr von Fliegergefahr getroffenen 
Maßnahmen“ begangen zu haben. Aufgrund dieser Strafschärfung nach der „Volks-
schädlingsverordnung“ drohte ihnen die Todesstrafe. Das Urteil des Sondergerichts 
Frankfurt/Main vom 25. Juli 194166 ließ jedoch den Vorwurf, zugleich auch gegen die 
„Volksschädlingsverordnung“ verstoßen zu haben, fallen. Hans Blumensatt erhielt 
„nur“ eine Gefängnisstrafe von drei Jahren. Im September 1944 wurde er vorzeitig aus 
der Haft entlassen und sofort zur Wehrmacht eingezogen. Er fiel vermutlich am 21. 
März 1945. 
 
 

Widerstand aus dem Exil – ein Beispiel 
 
Widerstand gegen das NS-Regime gab es aber nicht nur in Deutschland selbst. In den 
12 Jahren der Naziherrschaft verließen annähernd 400.000 Deutsche aus politischen 
oder rassischen Gründen ihre Heimat. Aus politischen Gründen zur Flucht gezwungen 
waren vor allem Kommunisten, Sozialdemokraten, Gewerkschafter, Intellektuelle und 
Schriftsteller sowie auch einige Konservative und Liberale. Manche von ihnen leisteten 
im Ausland Widerstand.   
Emigranten waren etwa auch die bereits zuvor erwähnten Kommunisten André Hoe-
vel67 und Klaus Thielen.68 Wie sie flohen auch andere ins Saargebiet. Stellvertretend 
soll hier auf Hugo Salzmann und seine kleine Familie aus Bad Kreuznach eingegangen 
werden. 
Hugo Salzmann69 musste unmittelbar nach dem Reichstagsbrand Anfang März 1933 
fliehen, weil er als Organisationsleiter der KPD, Stadtverordneter und örtlicher Ge-
werkschaftsvorsitzender von Bad Kreuznach mit Plakaten steckbrieflich gesucht wurde 
(„tot oder lebendig“ hieß es auf ihnen). Seine Frau Juliana70 folgte ihm mit dem gerade 

                                                           
66  Vgl. Anm. 65. 
67  Vgl. zu ihm bereits oben S. 394 ff. 
68  Vgl. zu ihm bereits oben S. 391 f. 
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einmal ein halbes Jahr alten Sohn. Noch im selben Jahr verließen die drei das Saarge-
biet und gingen nach Paris. Dort fand Hugo Salzmann zunächst bei einem jüdischen 
Kaufmann eine Anstellung als Packer und Bote. Als er diese verlor, wurde die Familie 
zur Ausreise aufgefordert. Sie blieben aber illegal weiter „in sehr dürftigen Verhältnis-
sen“ in einem Pariser Vorort wohnen. Immerhin wurde Hugo Salzmann 1936 als politi-
scher Emigrant anerkannt und war dann legal in Frankreich. Bald arbeitete er für die 
Zentralvereinigung politischer Emigranten, einem Dachverband aller Unter- und Hilfs-
organisationen der KPD. Er verteilte an die Literaturobmänner der einzelnen Emigran-
tengruppen in Paris kommunistische Zeitungen (wie die „Deutsche Volkszeitung“, die 
„Rote Fahne“ und die monatlich erscheinende Emigrantenzeitung „Trait d’Union“) so-
wie Literatur (Broschüren, aber auch kommunistische Romane) und versandte sie an 
die auswärtigen Emigrantengruppen. Außerdem stellte er die Zeitung „Trait d’Union“ 
auf einem Vervielfältigungsapparat her. Er nahm auch regelmäßig an den Zusammen-
künften der deutschen Sektion der Kommunistischen Partei teil.  
Insgesamt war ihr Leben sehr beschwerlich. In einem Brief Juliana Salzmanns vom  
5. Dezember 1938 an ihre in Österreich lebende Schwester heißt es zum Beispiel: Du 
fragst, ob es uns gut geht. Das muss ich mit nein beantworten. Wir haben jetzt fünf Jah-
re größter Entbehrungen hinter uns, ein Leben ohne Arbeit und Rechte. So eine Zeit, 
das könnt Ihr Euch gar nicht vorstellen. Und trotzdem haben wir Mut und sind über-
zeugt, dass wir es einmal wieder so bekommen wie früher. Natürlich haben wir unsere 
ganze Wohnung, Geschirr, also alles, was wir hatten, verlassen. Unser Kleiner war 
damals sechs Monate alt, als er fort musste. Ja, es waren Zeiten, die man nie vergessen 
kann.71 
Als Juliana Salzmann diese Zeilen schrieb, konnte sie nicht wissen, dass noch sehr viel 
schlimmere Zeiten vor ihr, ihrem Mann und dem Sohn Hugo liegen sollten.  
Im Laufe der Zeit spitzte sich für die deutschen Emigranten die Lage in Frankreich 
weiter zu. Mit dem Abschluss des Nichtangriffspaktes Deutschland-Russland („Hitler-
Stalin-Pakt“) am 23. August 1939 eskalierte die Situation. Unter der Parole „Für den 
Kommunismus (...) ist kein Platz mehr in Frankreich“ sah die französische Regierung 
nicht nur die eigene kommunistische Partei als Gegner an, sondern die deutschen 
Kommunisten als „Fünfte Kolonne“ der Nazis. Das führte dazu, dass sie Ende August 
1939 die Verhaftung der führenden Funktionäre der KPD und die Internierung aller 
deutschen Männer verfügte. Unter ihnen war auch Hugo Salzmann. Er wurde am  
1. September 1939 von der französischen Polizei festgenommen und mit anderen nach 
Südfrankreich verschleppt. Dort gab es inzwischen eine Reihe von Internierungslagern; 
Salzmann kam in das „Camp de Concentration“ Le Vernet s/Ariège. 
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War der Aufenthalt in einem solchen Internierungslager schon sehr bedrückend, so ver-
schärfte sich die Situation noch einmal durch die deutsche Offensive im Westen und 
die Kapitulation Frankreichs am 22. Juni 1940. Mit dem Waffenstillstand wurden die 
Deutschen die Besatzungsmacht im nördlichen und westlichen Teil Frankreichs – das 
Rest-Frankreich im Süden stand unter der mit den Deutschen kollaborierenden Regie-
rung des Marschall Pétain in Vichy. 
In dem von deutschen Truppen besetzten Teil waren die deutschen Emigranten nicht 
mehr sicher. So kam es, dass die Gestapo Juliana Salzmann dort suchte. Sie konnte sich 
mit ihrem Sohn zwar noch einige Zeit bei französischen Freunden verstecken, stellte 
sich dann aber der Gestapo, nachdem eine Bekannte von ihr als Geisel für sie verhaftet 
worden war. Am 27. November 1940 wurde sie in Paris verhaftet. Nach vielen Jahren 
der Verfolgung schloss sich für sie gleichsam der Kreis, als sie aus dem Gefängnis in 
Frankreich zurück nach Deutschland verbracht wurde. Ihr Weg endete Anfang Februar 
1941 zunächst in Koblenz. Hier wurde sie eingehend verhört, ohne dass man Belasten-
des gegen sie fand. Dann legte man aber eine Agentin der Gestapo in ihre Zelle, eine 
einst gefeierte Tänzerin, die durch Heirat Marquise geworden war. Sie war einige Zeit 
zuvor selbst in „Schutzhaft“ genommen worden. Der Gestapo diente sie als Spitzel, in-
dem man sie in die Zellen inhaftierter politischer Frauen legte, deren Vertrauen sie  
regelmäßig erwarb. So geschah das auch bei Juliana Salzmann, die sie geschickt zu  
regimekritischen Äußerungen provozierte. Diese waren dann der konkrete Anlass, um 
Juliana Salzmann im August 1941 von Koblenz aus ins Frauen-Konzentrationslager 
Ravensbrück zu deportieren. Dort starb sie Anfang Dezember 1944.72  
Ein Jahr später als seine Frau war Hugo Salzmann den Deutschen in die Hände gefal-
len: Die Vichy-Regierung hatte ihn – wie viele Antifaschisten auch – aus dem Internie-
rungslager der Gestapo ausgeliefert. Nachdem seine Frau von Koblenz aus ins KZ  
deportiert worden war, wurde auch er ins Gefängnis von Koblenz verlegt. Hier war er 
etwa ein Jahr lang in Haft. Dann überführte man ihn nach Berlin, um ihm vor dem 
Volksgerichtshof den Prozess zu machen. Mit Urteil vom 4. März 194373 wurde er, 
weil er – wie es in dem Urteil hieß – in untergeordneter Funktionärsstellung von 1936 
bis 1939 in Paris für die deutsche Emigrantenorganisation kommunistische Zeitungen 
und sonstige Druckwerke vertrieben und an der Herstellung einer Zeitung mehrmals 
mitgewirkt hat, wegen eines fortgesetzten Verbrechens der Vorbereitung zum Hochver-
rat zu acht Jahren Zuchthaus verurteilt. Die Strafe verbüßte Hugo Salzmann im Zucht-
haus Butzbach in Hessen. Im Mai 1945 wurde er von den Amerikanern befreit. Nach 
dem Krieg war Hugo Salzmann noch viele Jahre als Gewerkschaftsfunktionär in Bad 
Kreuznach aktiv.74 
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Abb. 10: Emigrantenfamilie Hugo und Juliana Salzmann mit Sohn Hugo 
(Foto: privat, 1935 in Frankreich) 

 
 

Widerstand im Krieg 
 
Eine besondere Bedeutung im deutschen Widerstand hatte der Widerstandskreis um 
den Oberleutnant im Reichsluftfahrtministerium Harro Schulze-Boysen und um den 
Regierungsrat im Reichswirtschaftsministerium Arvid Harnack. Die Harnack/Schulze-
Boysen-Gruppe bestand aus einem Netz von mehr als 150 Widerständlern aus den ver-
schiedensten gesellschaftlichen Schichten, mit unterschiedlicher Bildung und ganz ab-
weichenden politischen und auch religiösen Überzeugungen. Der Gestapo-Termino-
logie folgend bezeichnet man sie auch als die „Rote Kapelle“. Zum Teil kannten sie 
sich schon seit vielen Jahren und pflegten Kontakt in Freundes- und Gesprächszirkeln. 
Im Zuge des Zweiten Weltkrieges stießen weitere Personen zu diesen Gruppen und 
leisteten vielfältigen Widerstand. Sie strebten ein Ende des Krieges an und hofften auf 
eine Verständigung mit der Sowjetunion. 
Ein Mitglied dieses großen Widerstandskreises, in dem außergewöhnlich viele Frauen 
aktiv waren, war die in Boppard am Rhein geborene Maria Terwiel.75 Sie war die 
Tochter eines an das Bopparder Lehrerseminar versetzten Lehrers. Kaum war Maria ein 
                                                           
75  Vgl. zu Maria Terwiel: Johannes T u c h e l , Maria Terwiel und Helmut Himpel: Christen in der Roten 

Kapelle, in: Hans C o p p i /Jürgen D a n y e l /Johannes T u c h e l  (Hrsg.), Die Rote Kapelle im 
Widerstand gegen den Nationalsozialismus, 1994, S. 213-225; Rund um Boppard, 1959, Nr. 1 vom 3. 
Januar 1959 „Maria Terwiel. Ein Bopparder Kind Opfer des Widerstands“; Joachim H e n n i g , Maria 
Terwiel (1910-1943) – Eine Widerstandskämpferin gegen den Nationalsozialismus aus Boppard/Rhein, 
in: JbwestdtLG, Bd. 28, 2002, S. 547-563 sowie: Joachim H e n n i g , Für die „Halbjüdin“ hieß es: 
“Hart werden! Fest bleiben!“, Rhein-Zeitung vom 7. Januar 1999. 
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Jahr alt, nahm der Vater eine Stelle im Osten an. Nach dem Ersten Weltkrieg kehrte die 
Familie in das Rheinland zurück, zunächst war der Vater Prorektor am Lehrerseminar 
in Wittlich, dann Schulrat beim Regierungspräsidium in Köln und schließlich Regie-
rungsdirektor in Düsseldorf. Zuletzt wurde er Vizepräsident des Oberpräsidiums von 
Pommern in Stettin. Dort machte Maria Terwiel ihr Abitur und studierte anschließend 
Rechtswissenschaft.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 11: Die in Boppard geborene Maria Terwiel, Mitglied der „Roten Kapelle“ 
(Foto: Gedenkstätte Deutscher Widerstand, Berlin, um 1935) 

 
Nach der „Machtergreifung“ wurde ihr Vater wegen „politischer Unzuverlässigkeit“ 
entlassen und in den Ruhestand versetzt. Als Maria Terwiel feststellen musste, dass sie 
als „Halbjüdin“ – ihre Mutter war Jüdin – im Zuge der „Nürnberger Rassengesetze“ 
nach dem Studium keine Anstellung als Referendarin erhalten werde, brach sie ihr Stu-
dium ab. Sie ging daraufhin nach Berlin und arbeitete in einem französisch-schwei-
zerischen Textilunternehmen. Wegen der Rassengesetze war eine Heirat mit ihrem Le-
bensgefährten Helmut Himpel nicht möglich. Durch einen Patienten Himpels – Himpel 
war Zahnarzt – erhielten die beiden Kontakt zu der Harnack/Schulze-Boysen-
Organisation. Maria Terwiel war besonders aktiv bei der Verbreitung von Schriften 
und Flugzetteln, insbesondere bei der Publizierung der Predigten des Münsteraner Bi-
schofs von Galen gegen die „Euthanasie“. Diese schrieb sie auf der Schreibmaschine 
mit zahlreichen Durchschlägen ab und versandte sie. Im September 1942 wurden Maria 
Terwiel und Helmut Himpel verhaftet und am 26. Januar 1943 wegen „Hochverrat und 
Feindbegünstigung“ vom Reichskriegsgericht zum Tode verurteilt. Helmut Himpel 
starb am 13. Mai 1943. Maria Terwiel folgte ihm am 5. August 1943 in den Tod. Sie 
wurde im Gefängnis Berlin-Plötzensee zusammen mit einer größeren Zahl von Wider-
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standskämpferinnen, wie es hieß „im Interesse der Kostenersparnis“, hingerichtet. Die 
Ablehnung des Gnadengesuchs trägt Hitlers eigenhändige Unterschrift.76 
Andere Regimegegner trafen sich in Berlin im so genannten Solf-Kreis. Dieser zu Be-
ginn der 1930er Jahre um den ehemaligen deutschen Botschafter in Tokio Wilhelm 
Solf gebildete Kreis war eine lockere „Teegesellschaft“ mit Gesprächen über Kunst, Li-
teratur und Politik. Nach dem Tod Wilhelm Solfs waren seine Ehefrau Johanna und de-
ren gemeinsame Tochter Gräfin Lagi Ballestrem die Gastgeberinnen. Es war ein Kreis 
von Gleichgesinnten, denen eine liberale Grundhaltung und eine durch viele Auslands-
aufenthalte geprägte Weltoffenheit eigen waren. Immer mehr sorgten sie sich um das 
drohende Unheil für Deutschland und knüpften unter Wissenschaftlern, Künstlern, Po-
litikern und hohen Militärs ein Netz von „Sympathisanten“ für die Zeit „nach Hitler“. 
Der Kreis gab auch vielen Juden und politisch Verfolgten tatkräftige Hilfe.  
Ein Mitglied dieses Kreises war der ehemalige Armeepfarrer und Professor der Philo-
sophie Dr. Friedrich Erxleben.77 Er stammte aus Koblenz, war hier im Jahre 1883 gebo-
ren, machte am Kaiserin-Augusta-Gymnasium (heute: Görres-Gymnasium) Abitur und 
ließ sich zum Sänger und Violinvirtuosen ausbilden. Später studierte er Theologie, 
nahm als Armeepfarrer am Ersten Weltkrieg teil, war Dozent an den Universitäten Prag 
und Wien für Vergleichende Religionswissenschaften, Professor für alte Sprachen im 
Jesuitenkolleg in Rom sowie Experte für asiatische, insbesondere indische Kultur; auch 
war er ein hervorragender Tenor und Oratoriensänger. Er hatte Kontakte und Freund-
schaften zu vielen Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, u. a. zu Dr. Carl Sonnen-
schein, Prof. Dr. Theodor Heuss, Carl Zuckmayer und zum französischen Botschafter 
André François-Poncet.  
Im Laufe der Zeit gelang es der Gestapo, einen Spitzel in den Solf-Kreis einzuschleu-
sen. Er bezeichnete Erxleben als die „treibende Kraft bei den defätistischen Unterhal-
tungen im Hause Solf“. Im Mai 1944 wurde Erxleben wegen seiner Verbindungen zum 
Solf-Kreis verhaftet. Man hielt ihn gefangen in den Konzentrationslagern Ravensbrück 
und Sachsenhausen sowie im Gefängnis Berlin-Plötzensee. Im Oktober 1944 kam er in 
das Gestapogefängnis Lehrter Straße in Berlin. Unter dem Datum des 15. November 
1944 legte der Oberreichsanwalt beim Volksgerichtshof gegen Johanna Solf und fünf 
andere, darunter Friedrich Erxleben, eine Nachtragsschrift und Nachtragsanklageschrift 
 

                                                           
76  An sie erinnert in Boppard die Maria-Terwiel-Straße und in Berlin – in der Nähe von Plötzensee – der 

Terwiel-Steig. 
77  Vgl. zu Erxleben: Alfred E r d e l t , Pfarrer Prof. Dr. Friedrich-Theodor Erxleben. Ein Priesterleben 

1883-1955, o.J. (1989); Wilfried M e y e r  (Hrsg.), Verschwörer im KZ. Hans von Dohnanyi und die 
Häftlinge des 20. Juli 1944 im KZ Sachsenhausen, 1998, S. 228-231; Joachim H e n n i g , Mut, Lei-
denschaft und Heiterkeit – das waren seine Vermächtnisse, Rhein-Zeitung – Ausgabe Koblenz – vom 
23./24. Januar 1999 sowie: Joachim H e n n i g , Widerständiges Verhalten aus christlichem Glauben. 
Friedrich Erxleben (1883-1955) zum 50. Todestag, in: JbwestdtLG, Bd. 30, 2004, S. 509-541. 
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Abb. 12: Der Koblenzer Pfarrer und Professor der Philosophie  
Dr. Friedrich Erxleben, Mitglied des „Solf-Kreises“  

(Foto: aus Carl Zuckmayer, Als wär´s ein Stück von mir, 1966, um 1940) 
 
vor.78 Man machte Erxleben mit anderen Mitgliedern des Solf-Kreises wegen Wehr- 
kraftzersetzung und Feindbegünstigung den Prozess vor dem Volksgerichtshof, weil sie 
– wie es in der Anklage hieß – im Inland in den Jahren 1941 – 1943 in zahlreichen Un-
terhaltungen untereinander und mit anderen die zersetzende Idee verfochten (haben), 
das Reich werde den Krieg verlieren, und entsprechend ihrer reaktionären staatsfeind-
lichen Einstellung den gewaltsamen Sturz der nationalsozialistischen Staatsführung 
und ihre Ersetzung durch eine zum Abschluss eines Unterwerfungsfriedens geneigte 
„Regierung“ propagiert (haben). Damit sind sie zugleich zu Knechten unserer Kriegs-
feinde geworden. Erxleben drohte die Todesstrafe, doch erging in seinem Verfahren 
kein Urteil. In der letzten Phase des Krieges, nach der Bombardierung des Volksge-
richtshofs durch die Alliierten und dem Tod Freislers Anfang Februar 1945, konnte die 
Hauptverhandlung nicht mehr „geordnet“ durchgeführt werden. Gleichwohl war er 
noch einmal in unmittelbarer Todesgefahr. Denn bei der Auflösung des Gestapoge-
fängnisses Ende April 1945 wäre er – wie manche andere politische Gefangene – von 
den sich absetzenden Gestapoleuten fast noch ermordet worden. Durch eine glückliche 
Fügung gelang es ihm aber freizukommen. Unter der Haft hatte er aber viel zu leiden 
gehabt, seelisch und auch physisch, so war er beispielsweise wochenlang in einem Kä-
fig eingesperrt, in dem er weder sitzen noch aufrecht stehen konnte. 
 
                                                           
78  Anklageschrift vom 15. November 1944 (Az.: 2 J. 578/44 gRs), BA Best. R 60 II/96, fol. 1.  
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Widerstand im Umfeld des 20. Juli 1944 
 
Die bekannteste Aktion des deutschen Widerstands gegen das NS-Regime – das Atten-
tat des Obersten Claus Schenk Graf von Stauffenberg im Führerhauptquartier Wolf-
schanze in Ostpreußen auf Hitler anlässlich einer Lagebesprechung am 20. Juli 1944 
und die sich daran anschließende Operation „Walküre“, mit der der Umsturz im Reich 
bewerkstelligt werden sollte – haben gewisse Bezüge zu Koblenz und seiner Region. 
Sie ergeben sich zum einen durch einige Soldaten, die aus dem Koblenzer Raum 
stammten, und am 20. Juli beteiligt waren. 
Einer von ihnen war Philipp Freiherr von Boeselager. Er ist der letzte Überlebende aus 
dem inneren Kreis um den sehr bekannten Mitverschwörer Henning von Tresckow. 
Philipp von Boeselager, damals Oberst, hatte zusammen mit seinem Bruder Georg 
Sprengstoff beschafft, der bei dem Attentat auf Hitler am 20. Juli 1944 verwandt wur-
de. Der 1917 auf Burg Heimerzheim bei Bonn geborene von Boeselager lebt heute bei 
Altenahr im Kreis Ahrweiler. Im Jahr 2005 wurde er erster Ehrenbürger des Landkrei-
ses Ahrweiler.79  
Erst in jüngster Zeit wurde ein anderer am Attentat vom 20. Juli 1944 Mitbeteiligter als 
aus der Koblenzer Region stammend „entdeckt“: Der Major Adolf Friedrich Graf von 
Schack. Von Schack wurde 1888 in St. Goar geboren. Nach dem Abitur, das er auf dem 
Gymnasium in Boppard ablegte, schlug er die Laufbahn eines Berufsoffiziers ein. Zu-
letzt war er in der Berliner Stadtkommandantur tätig, einer wichtigen Kommandozent-
rale für die Operation „Walküre“. Schon einen Tag nach dem gescheiterten Attentat 
wurde er festgenommen und inhaftiert. Im Oktober 1944 verurteilte ihn der Volksge-
richtshof wegen Hoch- und Landesverrats zum Tode. Am 15. Januar 1945 wurde von 
Schack im Zuchthaus Brandenburg-Görden hingerichtet.80  
Auch sonst lassen sich gewisse Verbindungen zum Widerstand des 20. Juli 1944 bis 
hier in den Koblenzer Raum feststellen. Denn der militärische Widerstand war kein iso-
liertes Phänomen. Er war eingebunden und – um eine gewisse Chance auf einen poli-
tisch-gesellschaftlichen Umsturz zu haben – angewiesen auf eine zivile Oppositions-
gruppe, wie sie um Carl Goerdeler, Ulrich von Hassell u. a. bestand.81 Sie hatte wie-
derum Kontakt zu Mitgliedern des „Kreisauer Kreises“. Diese um Hellmuth James 

                                                           
79  Vgl. im Einzelnen die Biografie Philipp von Boeselagers: John A n t o n i u s , Philipp von Boeselager 

– Freiherr, Verschwörer, Demokrat, 1994. 
80  Erste Ergebnisse einer Spurensuche finden sich bei: Christiane M i ß l i n g , Adolf Friedrich Graf von 

Schack, in: S t a a t l i c h e s  K a n t - G y m n a s i u m  (Hrsg.), FS Kant-Gymnasium Boppard 
2005, S. 32-33; sowie: St. Goar ehrt Widerstandskämpfer, Rhein-Zeitung vom 4. Juli 2005. 

81  Über den Rechtsanwalt Josef Wirmer, der 1944 wegen der Beteiligung an der Verschwörung zum Tode 
verurteilt und dann auch in Berlin-Plötzensee hingerichtet wurde, hatte der beim Oberpräsidium in Kob-
lenz tätige Dr. Alois Becker weitläufigen Kontakt zu dieser Gruppe, vgl. dazu: Alois B e -
c k e r /Wolfgang B e c k e r , Vom Oberpräsidium der Rheinprovinz zum Wiederaufbau der Verwal-
tungsstrukturen im Rheinland nach dem 2. Weltkrieg, in: JbwestdtLG, Bd. 26, 2000, S. 452-581,  
S. 453 ff., 519 ff. 
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Graf von Moltke und Peter Graf Yorck von Wartenburg entstandene Gruppe war kon-
servativ geprägt, zu ihr gehörten aber ebenfalls eine Reihe prominenter jüngerer Sozi-
aldemokraten, neben Carlo Mierendorff und Theodor Haubach auch der in Bad Ems 
geborene Professor Dr. Adolf Reichwein.82  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 13: Der Sozialdemokrat Professor Dr. Adolf Reichwein aus Bad Ems,  
Mitglied des „Kreisauer Kreises“  (Foto: Adolf-Reichwein-Archiv, Berlin,  

Frühjahr 1944) 
 
Adolf Reichwein kam in Bad Ems im Jahre 1898 als Sohn eines aus Heckholzhausen 
im Westerwald stammenden Volksschullehrers zur Welt. Hier verbrachte er seine frühe 
Kindheit, bis sein Vater mit der Familie im Jahre 1904 nach Ober-Rosbach bei Fried-
berg in Hessen übersiedelte. Geprägt durch die Jugendbewegung des „Wandervogel“, 
nach Abitur, Einsatz im Ersten Weltkrieg, einem sehr breit angelegten Studium in 
Frankfurt/Main sowie in Marburg/Lahn und einer Promotion war der Pädagoge Reich-
wein in vielen Funktionen für den Aufbau von Volkshochschulen, für die Lehrerfort-
bildung und für die Erwachsenenbildung, speziell für die Bildung der Arbeiter, tätig. Er 
wurde Professor für Geschichte und Staatsbürgerkunde an der Pädagogischen Aka-
demie in Halle/Saale und dann aus politischen Gründen im April 1933 entlassen. Da-
nach war er Lehrer einer Dorfschule bei Berlin, entwickelte ein alternatives Schulmo-
dell und war von 1939 bis 1944 Museumspädagoge in Berlin.  

                                                           
82  Vgl. zu Adolf Reichwein u. a.: Ulrich A m l u n g , „... in der Entscheidung gibt es keine Umwege.“ 

Adolf Reichwein 1898-1944. Reformpädagoge, Sozialist, Widerstandskämpfer, 2. Aufl., 1999. 
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Seit 1940 hatte er sich dem Kreisauer Kreis angeschlossen. Reichwein nahm nicht nur 
an den Tagungen dieser Widerstandsgruppe teil, sondern war auch maßgeblich am bil-
dungs- und kulturpolitischen Programm der „Kreisauer“ beteiligt; er galt als Kultusmi-
nisterkandidat für eine Regierung nach Hitler. Anfang 1944 arbeitete der Kreisauer 
Kreis auf den Staatsstreich mit dem Attentat hin, dadurch wurde die Zusammenarbeit 
mit Stauffenberg immer intensiver. Auch nahmen die Anstrengungen zu, den Kontakt 
zu Widerstandszellen unter alten Sozialdemokraten und Gewerkschaftern sowie zum 
kommunistischen Widerstand zu verbessern. Treibende Kraft war neben dem sozial-
demokratischen Arbeiterführer Julius Leber gerade auch Adolf Reichwein. Mit Wissen 
und Billigung Stauffenbergs kam es zu einem Treffen von Reichwein und Leber mit 
KPD-Funktionären, u. a. mit Anton Saefkow. Hierbei hatte sich ein Gestapo-Agent 
eingeschlichen, der alles verriet und die Verhaftung Reichweins und der anderen Betei-
ligten am 4. Juli 1944 bewirkte. Nicht zuletzt diese Verhaftungswelle war für Stauffen-
berg Anlass, kurzentschlossen und persönlich das Attentat auf Hitler am 20. Juli 1944 
auszuführen. 
Reichwein wurde 3 ½ Monate in den Folterkellern der Gestapo festgehalten, dabei 
wurde er schwer misshandelt und nachts sogar mit einer Kette an Beinen und Armen 
gefesselt. Am 20. Oktober 1944 begann der Prozess gegen ihn und andere Sozialdemo-
kraten vor dem Volksgerichtshof unter Vorsitz von Freisler. Trotz aller Misshandlun-
gen und Demütigungen war er ungebeugt und aufrecht. Später sagte ein Mitangeklagter 
über Adolf Reichwein: „Mich packte eine tiefe Sympathie für diesen Mann. So wie er 
da stand, war er das Symbol alles Menschlichen, von dem selbst in diesem Augenblick 
alle Qual des Leidens abfiel.“ Adolf Reichwein wurde mit weiteren Sozialdemokraten 
wegen „Landesverrats“ zum Tode durch den Strang verurteilt und Stunden später im 
Hinrichtungsschuppen des Gefängnisses Berlin-Plötzensee erhängt. 
 
 

„Sippenhäftlinge“ nach dem 20. Juli 1944 
 
Wenn das Attentat auf Hitler auch im Führerhauptquartier in Ostpreußen stattfand und 
die sich daran anschließende Operation „Walküre“ vor allem in Berlin – und damit fern 
von der Koblenzer Region – ablief bzw. ablaufen sollte,83 hatte dies gleichwohl unmit-
telbare Auswirkungen bis hierher. Grund hierfür war die von den Nazis an Angehöri-
gen von Widerständlern des 20. Juli 1944 praktizierte „Sippenhaft“.  
Diese traf u. a. Lina Lindemann84 und ihre Tochter Marie-Luise. Verheiratet war Frau 
Lindemann mit dem Artilleriegeneral Fritz Lindemann. Er war an der Verschwörung 
                                                           
83  In Koblenz wurde diese Aktion nicht ausgeführt, vgl. dazu: Alois B e c k e r /Wolfgang B e c k e r , 

a.a.O. (Anm. 81), S. 524. 
84  Vgl. zu ihr: Bengt v o n  z u r  M ü h l e n  (Hrsg.), Sie gaben ihr Leben. Unbekannte Opfer des 20. 

Juli 1944. General Fritz Lindemann und seine Fluchthelfer, 1995, S. 86-93, S. 334 f.; Helene R o t h -
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des 20. Juli beteiligt. Als die Gestapo dies erfuhr, fahndete man nach ihm und verhafte-
te ihn am 3. September 1944. Dabei verletzte man ihn so schwer, dass er am 22. Sep-
tember 1944 in einem Krankenhaus starb.  
Frau Lindemann befand sich im Juli 1944 auf Burg Namedy bei Andernach. Dort führ-
te sie ihrer Schwester, der Prinzessin Ilse-Margot von Hohenzollern-Sigmaringen, die 
nach einem Unfall in der Klinik lag, den Haushalt. Am 28. Juli 1944 erschienen in 
Namedy zwei Gestapobeamte und brachten sie nach Koblenz ins „Karmelitergefäng-
nis“. Es folgten lange Verhöre, die erst nach dem Tod ihres Mannes, von dem sie aller-
dings nichts erfuhr, aufhörten. Bei den schweren Luftangriffen auf Koblenz Anfang 
November 1944 wurde das Gefängnis durch Bomben zerstört. Frau Lindemann über-
lebte in einem Bunker außerhalb der Haftanstalt. In dem sich anschließenden Chaos 
hätte sie fliehen können, unterließ es aber aus Rücksicht auf ihre Tochter und die übri-
ge Familie. Nach kürzeren Aufenthalten im Gefängnis in Vallendar und im Ausländer-
gefängnis in Altenkirchen wurde sie schließlich im Januar 1945 in das Frauen-KZ Ra-
vensbrück und noch im selben Monat in das KZ Stutthof bei Danzig verbracht. In 
Stutthof traf sie mit aus anderen Teilen Deutschlands herangeschafften „Sippenhäftlin-
gen“ der Familien Stauffenberg, Goerdeler und anderen Beteiligten des 20. Juli zu-
sammen. Vor den anrückenden russischen Truppen verschleppte man die „Sippenhäft-
linge“ in mehrere Konzentrationslager im Westen. Anfang März 1945 kam sie dann im 
Viehwagen im KZ Buchenwald an.  
Dort traf Frau Lindemann auf zwei andere „Sippenhäftlinge“ aus dem Koblenzer 
Raum: den Werkzeugmacher Josef („Sepp“) Mohr und seine Frau Katharina aus (Neu-
wied-)Irlich.85 Sie waren zusammen mit Sepp Mohrs Schwester Therese und deren 
Tochter Elisabeth in die Verfolgungsmaschinerie geraten. Anlass für die Nazis, die vier 
zu „Sippenhäftlingen“ zu machen, war der Ehemann von Therese Kaiser, der christli-
che Gewerkschafter und zum Verschwörerkreis vom 20. Juli 1944 gehörende Jakob 
Kaiser.86 Frau und Tochter wohnten bei den Mohrs in (Neuwied-)Irlich, als sie von der 
Gestapo auf der Suche nach dem in Berlin untergetauchten Jakob Kaiser festgenommen 
und ins Gefängnis nach Koblenz gebracht wurden. Nach der Zersörung des Gefäng-
nisses durch die Bombenangriffe der Alliierten Anfang November 1944 kehrten There-
se und Elisabeth Kaiser zu den Mohrs nach Irlich zurück und meldeten sich vorsichts-
halber dort polizeilich an. Ende des Monats wurden Therese und Elisabeth Kaiser er-
neut, diesmal zusammen mit den Eheleuten Mohr, von der Gestapo festgenommen. 

                                                                                                                                             
l ä n d e r , „In Deinen Händen ruhet mein Geschick.“ Erinnerungen aus schwerer Zeit. Privatdruck,  
o. J. (1972) S. 16-18, sowie neuestens: Felicitas v o n  A r e t i n , Die Enkel des 20. Juli 1944, 2004,  
S. 303-319: Zwischen Kiez und Forschungsgemeinschaft > Christian Lindemann und General Friedrich 
Lindemann. 

85  Vgl. zu ihnen: Joachim H e n n i g , „Sie kommen mit dem Schiff zurück“. Die Familie Mohr aus Irlich 
als „Sippenhäftlinge“, in: HeimatJbLkrsNeuwied, 2003, S. 316-326. 

86  Jakob Kaiser überlebte in der Illegalität. Nach dem Krieg gehörte er zu den Mitbegründern der CDU in 
Berlin und war später Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen. 
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Man brachte sie nach Berlin in verschiedene Gefängnisse, wo sie verhört und erniedrigt 
wurden. Anfang März 1945 kamen sie mit Familienangehörigen anderer Verschwörer 
von Berlin „auf Transport“ ins KZ Buchenwald. Dort trafen sie – ohne sie persönlich 
zu kennen – wie gesagt auf Lina Lindemann und andere dort inhaftierte „Sippen-“ und 
„Sonderhäftlinge“ (wie etwa den evangelischen Pastor Martin Niemöller oder auch Mi-
nister der ehemaligen ungarischen Regierung).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 14: Die „Sippenhäftlinge“ Josef und Katharina Mohr aus (Neuwied-)Irlich, 
mit Sohn Martin (Foto: privat, um 1940) 

 
Als die Front näher rückte, gingen diese Häftlinge „auf Transport“ nach Süden; weitere 
Stationen waren das KZ Dachau und das Lager in Innsbruck. Die letzte Station war 
Südtirol, das Pustertal, genau genommen das Hotel Prags am Wildsee im Pustertal. Am 
3. Mai 1945 wurden dort 136 „Sippen- und Sonderhäftlinge“, darunter Frau Lindemann 
und die Eheleute Mohr wie auch Therese Kaiser und ihre Tochter Elisabeth, durch alli-
ierte Truppen befreit. Die Eheleute Mohr organisierten dann die Versorgung und Ver-
pflegung der ehemaligen Häftlinge im Hotel Prags am Wildsee. Davon zeugt heute 
noch ein Dankebüchlein, in dem sich viele verewigt haben. Es beginnt mit der Wid-
mung von Pastor Martin Niemöller: Herrn Josef Mohr und seiner verehrten Gattin sei 
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dies stets eine Erinnerung an ihren Hauseltern- und Küchendienst zum Wohl von über 
130 verschleppten Gestapohäftlingen im Hotel Wildsee-Prags/Südtirol. Nach einem 
mehrwöchigen Urlaub auf der Insel Capri kehrten sie auf Burg Namedy bzw. nach 
(Neuwied-)Irlich zurück.87   
Erst dann erfuhr Frau Lindemann von dem Schicksal ihrer nächsten Angehörigen: vom 
Tod ihres Mannes bereits im September 1944 und davon, dass ihre Tochter Marie-
Luise88 ebenfalls zum „Sippenhäftling“ der Nazis geworden war. Ein Gestapo-Beamter 
hatte das Kind am 25. August 1944 aus Namedy abgeholt. Wie andere Kinder von 
„Verschwörern des 20. Juli“ auch verschleppte man sie in ein Kinderheim in Bad Sach-
sa im Harz. Als der Plan, die Kinder zur Umerziehung in Nazifamilien zu geben, schei-
terte, entließ man die Mehrzahl von ihnen zu Verwandten, 14 Kinder – darunter auch 
Marie-Luise – blieben aber dort. Die Kinder, die zunächst an sich nicht schlecht behan-
delt wurden, sollten vor allem ihre Herkunft vergessen. Über das Schicksal ihrer Eltern 
erzählte man ihnen nichts, die Fotos von ihnen nahm man ihnen weg, trennte die Ge-
schwister und verbot ihnen, ihre Familiennamen zu gebrauchen. Schließlich erhielten 
sie neue Familiennamen, so sollte aus Marie-Luise Lindemann „Marie-Luise Krause“ 
werden. Auch nach Kriegsende lebten die Kinder zunächst im Heim, wurden dann aber 
von einer Verwandten Stauffenbergs befreit. Erst im Spätsommer 1945 sahen sich Frau 
Lindemann und ihre Tochter Marie-Luise in Namedy wieder. 
 
 

„Aktion Gewitter“ 
 
Eine weitere Reaktion des NS-Staates auf das missglückte Attentat vom 20. Juli 1944 
war die „Aktion Gewitter“.89 Anlässlich einer Besprechung zwischen Hitler und 
Himmler am 14. August 1944 im Führerhauptquartier Wolfschanze erhielt Himmler 
den Auftrag, „SPD- und KPD-Bonzen“ zu verhaften. Unter dem 17. August 1944 ord-
nete Himmler eine reichsweite große Verhaftungsaktion an. Es war eine „Präventiv-
maßnahme“, aufgrund der frühere Reichs-, Landtags- und Stadtverordnete von KPD 
und SPD – „gleichgültig …, ob diesen im Augenblick etwas nachzuweisen ist oder 
nicht“, festzunehmen waren. Grundlage der Aktion waren vor Jahren angelegte Listen 
mit Namen von Politikern aus der Weimarer Republik. Diese Maßnahme, mit der die 
Neubildung einer politischen Opposition verhindert werden sollte, war aber schlecht 
organisiert und erwies sich aus der Sicht der Nazis schon bald als ein Fehlschlag.  
                                                           
87  Vgl. zum Schicksal der „Sippenhäftlinge“ insgesamt: Hans-Günter R i c h a r d i , SS-Geiseln in der 

Alpenfestung. Die Verschleppung prominenter KZ-Häftlinge aus Deutschland nach Südtirol, 2005. 
88  Vgl. zu ihr: Bengt v o n  z u r  M ü h l e n , a.a.O. (Anm. 81), S. 318-327, S. 335 sowie Felicitas 

v o n  A r e t i n , a.a.O. (Anm. 81). 
89  Zur „Aktion Gewitter“ insgesamt: Ulrike H e t t /Johannes T u c h e l , Die Reaktionen des NS-Staates 

auf den Umsturzversuch vom 20. Juli 1944, in: Peter S t e i n b a c h /Johannes T u c h e l  (Hrsg.), 
Widerstand gegen die nationalsozialistische Diktatur 1933-1945, 2004, S. 522-538 (hier: S. 526-528). 
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So hatte man zunächst vergessen, die früheren Abgeordneten der Zentrumspartei in 
diese Aktion einzubeziehen. Dies wurde durch einen Verhaftungsbefehl vom 21. Au-
gust 1944 nachgeholt. Doch schon zwei Tage später machte die Gestapo hinsichtlich 
dieses Personenkreises wieder Einschränkungen. Überdies hatte man bei den zu Ver-
haftenden von Anfang an die früheren Abgeordneten in den Kreistagen vergessen.  
Betroffen von der „Aktion Gewitter“ waren in Koblenz jedenfalls zwei Frauen: die frü-
here SPD-Stadtverordnete Maria Detzel und die Zentrumspolitikerin Helene Rothlän-
der.90 Beide wurden Ende August 1944 von der Gestapo festgenommen und nach Ver-
hören im Karmelitergefängnis inhaftiert. Schon bald stellte die Gestapo fest, dass die 
gesamte Aktion nicht die gewünschte Wirkung erzielt hatte. Man war formal und nach 
alten Listen vorgegangen, ohne die aktuelle Haltung des Festgenommenen und seines 
Familienkreises in Betracht zu ziehen. Vielerorts beklagte sich die Bevölkerung über 
dieses Vorgehen gegen oft alte und unbescholtene Mitbürger. Daraufhin entließ die 
Gestapo nach und nach die Gefangenen aus der „Schutzhaft“ und begann offenbar mit 
den früheren Stadtverordneten. Dementsprechend wurde als erste der beiden Koblenzer 
Frauen Maria Detzel freigelassen. Sie kam nach etwa einem Monat, Ende September 
1944, aus dem Gefängnis frei. Bei der früheren Abgeordneten des Preußischen Provin-
ziallandtages Helene Rothländer dauerte es noch zwei Wochen länger. Sie wurde am 7. 
Oktober 1944 entlassen. Dabei kam ihr das Wohlwollen einer Wachtmeisterin und des 
sie untersuchenden Arztes zu Gute. Ohne die Bescheinigung ihrer Haft- und Transport-
unfähigkeit wäre sie wohl in ein Konzentrationslager verschleppt worden. 
Maria Detzel und Helene Rothländer waren in der frühen Nachkriegszeit politisch und 
auch beruflich beim Neuaufbau sehr engagiert. Maria Detzel zählte zu den Mitbegrün-
dern der SPD und der Gewerkschaft in Koblenz. Sie gehörte dem Bürgerrat, der Bera-
tenden Landesversammlung und viele Jahre dem Stadtrat von Koblenz an. Beim Auf-
bau der Versorgungsverwaltung war sie ebenfalls besonders aktiv, zunächst als Refe-
rentin für Kriegsopferversorgung, dann als Leiterin des Landesversorgungsamtes in 
Koblenz. Helene Rothländer war Mitbegründerin der CDU in Koblenz, Mitglied der 
Beratenden Landesversammlung sowie des Stadtrates von Koblenz und des ersten 
Landtages von Rheinland-Pfalz. Nach ihrem Ausscheiden aus dem Parlament wurde sie 
Regierungsdirektorin im Kultusministerium Rheinland-Pfalz.91 
 
 
 
 
 
                                                           
90  Vgl. zu Maria Detzel und Helene Rothländer: Barbara K o o p s , Frauen in der Koblenzer Kommunal-

politik 1918-1933, in: KoblenzBeitrrGeschKult, 1994, S. 79-95; sehr interessant ist auch die autobiogra-
fische Skizze Helene Rothländers über ihre Haftzeit: Helene R o t h l ä n d e r ,  a.a.O. (Anm. 84). 

91  Nach beiden Politikerinnen sind Straßen in einem Koblenzer Neubaugebiet benannt. 
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Schlussbemerkung 
 
Dieser Aufsatz kann als erste spezielle Arbeit zum Thema nur vorläufige Forschungs-
ergebnisse sichern und sie einem breiteren Fachpublikum vorstellen. Die Widerstands-
forschung geht unterdessen weiter. Wer sich noch eingehender und über die neuesten 
Ergebnisse informieren will, dem seien die Aktivitäten des Fördervereins Mahnmal für 
die Opfer des Nationalsozialismus in Koblenz e.V. empfohlen, insbesondere dessen 
Dauerausstellung, die zurzeit und bis auf weiteres im Medienladen im Kurt-Esser-Haus 
in Koblenz gezeigt wird sowie die sehr inhaltsreiche Homepage des Vereins mit der 
Adresse: www.mahnmalkoblenz.de. 
 


